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II

(Mitteilungen)

MITTEILUNGEN DER ORGANE, EINRICHTUNGEN UND SONSTIGEN
STELLEN DER EUROPAISCHEN UNION

EUROPAISCHE KOMMISSION

Keine Einwinde gegen einen angemeldeten Zusammenschluss
(Sache M.7170 — Discovery Communications/Eurosport)
(Text von Bedeutung fiir den EWR)

(2014/C 144/01)

Am 8. April 2014 hat die Kommission nach Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b) der Verordnung (EG)
Nr. 139/2004 des Rates (') entschieden, keine Einwidnde gegen den obengenannten angemeldeten Zusammen-
schluss zu erheben und ihn fir mit dem Binnenmarkt vereinbar zu erkliren. Der vollstindige Wortlaut der
Entscheidung ist nur auf Englisch verfiigbar und wird in einer um etwaige Geschiftsgeheimnisse bereinigten
Fassung auf den folgenden beiden EU-Websites veroffentlicht:

— der Website der GD Wettbewerb zur Fusionskontrolle (http://ec.europa.eu/competition/mergers/cases/). Auf
dieser Website konnen Fusionsentscheidungen anhand verschiedener Angaben wie Unternechmensname,
Nummer der Sache, Datum der Entscheidung oder Wirtschaftszweig abgerufen werden,

— der Website EUR-Lex (http://eur-lex.europa.eufen/index.htm). Hier kann diese Entscheidung anhand der Celex-
Nummer 32014M7170 abgerufen werden. EUR-Lex ist das Internetportal zum Gemeinschaftsrecht.

(') ABL L 24 vom 29.1.2004, S. 1.


http://ec.europa.eu/competition/mergers/cases/
http://eur-lex.europa.eu/en/index.htm
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III

(Vorbereitende Rechtsakte)

EUROPAISCHE ZENTRALBANK

Empfehlung fiir eine Verordnung des Rates zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 2532/98
iiber das Recht der Europiischen Zentralbank, Sanktionen zu verhingen

(EZB[2014/19)
(Vorgelegt von der Europdischen Zentralbank)
(2014/C 144/02)

BEGRUNDUNG
I EINLEITUNG

Am 23. November 1998 verabschiedete der Rat der Europdischen Union die Verordnung (EG) Nr. 2532/98 des
Rates (1). Unter Beriicksichtigung der Erfahrung, die aus der mehrjihrigen Anwendung der Verordnung (EG)
Nr. 2532/98 in den verschiedenen Zustindigkeitsbereichen der Europiischen Zentralbank (EZB) gewonnen wurde,
und der Tatsache, dass der Anwendungsbereich des Rechts der EZB, Sanktionen zu verhingen durch die Verord-
nung (EU) Nr. 1024/2013 des Rates(?) erweitert wurde, sollten jetzt bestimmte Anderungen der Verordnung
(EG) Nr. 2532/98 in Erwigung gezogen werden. Hierfir muss das in Artikel 129 Absatz 4 des Vertrags iiber
die Arbeitsweise der Europdischen Union vorgesehene Verfahren eingehalten werden.

II. ALLGEMEINE ERWAGUNGEN

Zur Wahrnehmung der ihr durch die Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 dibertragenen Aufgaben kann die EZB
gemdfl Artikel 18 Verwaltungsgeldbuffen verhingen, ,[wlenn Kreditinstitute, Finanzholdinggesellschaften oder
gemischte Finanzholdinggesellschaften vorsitzlich oder fahrlissig gegen eine Anforderung aus direkt anwendbaren
Rechtsakten der Union verstofen und den zustindigen Behorden nach dem Unionsrecht wegen dieses Verstofles
die Moglichkeit, Verwaltungsgeldbuen zu verhingen, zur Verfiigung gestellt wird“(}), und Sanktionen verhingen
Jim Fall eines Verstofles gegen ihre Verordnungen oder Beschliisse“(*) (nachstehend gemeinsam ,Verwaltungssank-
tionen“ genannt). Bei Verstoflen gegen nationale Rechtsvorschriften im Zusammenhang mit dem einheitlichen
Aufsichtsmechanismus (SSM) sind die nationalen zustindigen Behorden weiterhin fiir die Verhingung der Verwal-
tungssanktionen zustindig, sie sollten solche Sanktionen aber nur gegen direkt von der EZB beaufsichtigte
Kreditinstitute verhdngen, wenn die EZB sie dazu auffordert, zu diesem Zweck ein Verfahren einzuleiten.

Die Grundsitze und Verfahren fir die Verhdngung von Verwaltungsgeldbuflen bei Verstofen gegen unmittelbar
anwendbares Recht der Union gemifs Artikel 18 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 sind in der
Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 und in der Verordnung (EU) Nr. 468/2014 der Europdischen Zentralbank
(EZB[2014/17) () festgelegt. Nach Artikel 18 Absatz 7 der Verordnung Nr. 1024/2013 kann die EZB bei
Verstoflen gegen Verordnungen und Beschliisse der EZB nach Mafigabe der Verordnung (EG) Nr. 2532/98 Sank-
tionen verhidngen. Artikel 18 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 sieht vor, dass die EZB Artikel 18
nach Mafigabe der Rechtsakte nach Artikel 4 Absatz 3 Unterabsatz 1 dieser Verordnung einschlieflich — soweit
angemessen — der Verfahren nach der Verordnung (EG) Nr. 2532/98 anwendet.

(") Verordnung (EG) Nr. 2532/98 des Rates vom 23. November 1998 iiber das Recht der Europdischen Zentralbank, Sanktionen zu
verhdngen (ABL. L 318 vom 27.11.1998, S. 4). Die Europdische Zentralbank hatte zuvor dem Rat ihre Empfehlung EZB[1998/9 fiir eine
Verordnung (EG) des Rates iiber das Recht der Europiischen Zentralbank, Sanktionen zu verhdngen (ABL. C 246 vom 6.8.1998, S. 9)
vorgelegt.

(3 Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 des Rates vom 15. Oktober 2013 zur Ubertragung besonderer Aufgaben im Zusammenhang mit der
Aufsicht iiber Kreditinstitute auf die EZB (ABI. L 287 vom 29.10.2013, S. 63).

(%) Artikel 18 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013.

(% Artikel 18 Absatz 7 der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013.

(°) Verordnung (EU) Nr. 468/2014 der Europaischen Zentralbank vom 16. April 2014 zur Einrichtung eines Rahmenwerks fiir die Zusam-
menarbeit zwischen der Europdischen Zentralbank und den nationalen zustindigen Behorden und den nationalen benannten Behorden
innerhalb des einheitlichen Aufsichtsmechanismus (SSM-Rahmenverordnung) (EZB/2014/17) (ABL L 141 vom 14.5.2014, S. 1).
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Vor diesem Hintergrund ist es von besonderer Bedeutung, ein kohdrentes Regime fiir die Verhingung samtlicher
Verwaltungssanktionen durch die EZB im Zusammenhang mit der Wahrnehmung ihrer Aufsichtsaufgaben gemafs
der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 einzufiihren.

Zudem unterscheiden sich einige der in der Verordnung (EG) Nr. 2532/98 enthaltenen Regelungen von den in
der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 vorgesehenen Regelungen. Bei diesen handelt es sich insbesondere um die
in der Verordnung (EG) Nr. 2532/98 festgelegten Obergrenzen der Geldbuflen und der in regelmafSigen
Abstinden zu zahlenden Strafgelder, sowie die Verfahrensregeln und Verjahrungsfristen.

Es werden daher die folgenden Anderungen der Verordnung (EG) Nr. 2532/98 empfohlen:

a) Ein neuer Artikel la sollte eingefiigt werden, um einige allgemeine Grundsitze festzulegen, die fiir von der
EZB im Zusammenhang mit ihren Aufsichtsaufgaben und den nicht zum Bereich der Aufsicht gehorenden
Aufgaben verhidngte Verwaltungssanktionen gelten, und um den Anwendungsbereich der auf diese jeweils
anzuwendenden Vorschriften naher zu bestimmen.

b) Beziiglich der Regelungen, welche auf die von der EZB bei Ausiibung ihrer Aufsichtsaufgaben verhidngten
Verwaltungssanktionen anwendbar sind, sollten neue Artikel 4a bis 4c eingefiigt werden. Zweck dieser neuen
Artikel ist es, eine Differenzierung zwischen den Regelungen zu erreichen, die auf die Verhdngung von
Verwaltungssanktionen durch die EZB in Bezug auf ihre Aufsichtsaufgaben anwendbar sind, und denjenigen,
die auf Sanktionen anwendbar sind, die die EZB im Zusammenhang mit ihren nicht die Aufsicht betreffenden
Aufgaben verhingen kann. Hierdurch wird erreicht, dass fur alle im Bereich der Aufsicht verhingten Verwal-
tungssanktionen der EZB ein einheitliches Regime gilt, das auch die in der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013
vorgesehenen Bestimmungen beriicksichtigt.

) Weitere Anderungen sollten vorgenommen werden, um sicherzustellen, dass die in den Artikeln 2 bis 4 der
Verordnung (EG) Nr. 2532/98 festgelegten Grundsitze und Verfahren zur Verhdngung von Sanktionen mit
denjenigen zur Verhidngung von Verwaltungssanktionen durch die EZB bei Austibung ihrer Aufsichtsaufgaben
nach der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 vereinbar sind.

III. ANMERKUNGEN ZU DEN ARTIKELN
Artikel 1 — Begriffsbestimmungen
Definition des Begriffs in regelmifligen Abstinden zu zahlende Strafgelder

Die Definition des Begriffs in regelmifligen Abstinden zu zahlende Strafgelder sollte aus zwei Griinden gedndert
werden. Im Einklang mit anderen Vorschriften des Unionsrechts zu diesem Thema (') sollte erstens deutlicher
zum Ausdruck gebracht werden, dass die EZB in regelmifligen Abstinden zu zahlende Strafgelder nicht nur
einsetzt, um einen fortdauernden Verstof zu bestrafen, sondern auch, um Unternehmen dazu zu bringen, eine
Verordnung oder einen Beschluss der EZB einzuhalten. Zweitens bezieht sich die Definition im Hinblick auf die
Mitteilung der Entscheidung, die die Einstellung einer Ubertretung verfiigt, derzeit auf Artikel 3 Absatz 1 Unter-
absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 2532/98. Da fir im Zusammenhang mit den Aufsichtsaufgaben der EZB
verhingte Sanktionen ein anderes Entscheidungsverfahren zur Anwendung kommen sollte, sollte eine Bezug-
nahme auf ein solches Verfahren in die Definition aufgenommen werden. Dementsprechend sollte auch die Defi-
nition des Begriffs ,Sanktionen* geindert werden, so dass die Bezugnahme auf in regelmifigen Abstinden zu
zahlende Strafgelder, die ,infolge einer Ubertretung” verhingt werden, gestrichen wird.

(") Siehe z. B. zweiter Unterabsatz von Artikel 4 der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 946/2012 der Kommission vom 12. Juli 2012 zur
Ergdnzung der Verordnung (EG) Nr. 1060/2009 des Europdischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf Verfahrensvorschriften fiir
von der Europiischen Wertpapier- und Marktaufsichtsbehorde (ESMA) Ratingagenturen auferlegte Geldbufen, einschlieflich der
Vorschriften iiber das Recht auf Verteidigung und Fristen (ABL L 282 vom 16.10.2012, S. 23); Artikel 66 Absatz 1 der Verordnung (EU)
Nr. 648/2012 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2012 iiber OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und Transakti-
onsregister (ABL. L 201 vom 27.7.2012, S. 1); Artikel 16 Absatz 1 der Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 646/2012 der Kommission
vom 16. Juli 2012 mit Bestimmungen iiber Geldbufen und Zwangsgelder gemif§ der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 des Europiischen
Parlaments und des Rates (ABI. L 187 vom 17.7.2012, S. 29); Artikel 36b Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 513/2011 vom 11. Mai
2011 des Europdischen Parlaments und des Rates zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 1060/2009 iiber Ratingagenturen (ABL L 145
vom 31.5.2011, S. 30); Artikel 25 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 des Europdischen Parlaments und des Rates
vom 20. Februar 2008 zur Festlegung gemeinsamer Vorschriften fiir die Zivilluftfahrt und zur Errichtung einer Europdischen Agentur
zur Flugsicherheit, zur Aufhebung der Richtlinie 91/670[EWG des Rates, der Verordnung (EG) Nr. 1592/2002 und der
Richtlinie 2004/36/EG (ABI. L 79 vom 19.3.2008, S. 1); Artikel 15 der Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des Rates vom 20. Januar 2004
tiber die Kontrolle von Unternechmenszusammenschliissen (,EG-Fusionskontrollverordnung®) (ABL. L 23 vom 29.1.2004, S. 1);
Artikel 24 der Verordnung (EG) Nr. 1/2003 des Rates vom 16. Dezember 2002 zur Durchfithrung der in den Artikeln 81 und 82 des
Vertrags niedergelegten Wettbewerbsregeln (ABL. L 1 vom 4.1.2003, S. 1).
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Artikel 1a — Allgemeine Grundsitze und Anwendungsbereich

Anwendungsbereich

Zwar legt die Verordnung (EG) Nr. 2532/98 im Einklang mit Artikel 34.3 der Satzung des Europdischen
Systems der Zentralbanken und der Europidischen Zentralbank die Bedingungen fest, unter denen die EZB befugt
ist, Unternechmen bei Nichteinhaltung der Verpflichtungen, die sich aus den Verordnungen und Beschliissen der
EZB ergeben, mit Sanktionen zu belegen, jedoch muss die Verordnung (EU) Nr. 10242013 gebithrend beriick-
sichtigt werden, welche umfassende Bestimmungen enthalt, die fur das Recht der EZB, in Zusammenhang mit
der Ausiibung ihrer Aufsichtsaufgaben Verwaltungssanktionen zu verhingen, unmittelbar von Bedeutung sind.
Obwohl die Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 2532/98 grundsitzlich fir jede Sanktion gelten, die die
EZB bei Verstofen gegen Verordnungen oder Beschliisse der EZB zu verhingen befugt ist, sollten einige Bestim-
mungen der Verordnung (EG) Nr. 2532/98, die von der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 im Hinblick auf die
Verhdngung von Verwaltungssanktionen im Zusammenhang mit den Aufsichtsaufgaben der EZB abweichen,
entweder unangewendet bleiben oder geindert werden.

Veroffentlichung

Die EZB sollte befugt sein, jeden Beschluss zur Verhingung einer Verwaltungssanktion im Zusammenhang mit
ihren Aufsichtsaufgaben oder zur Verhingung einer Sanktion im Zusammenhang mit ihren nicht zur Aufsicht
gehorenden Aufgaben zu verdffentlichen, unabhingig davon, ob gegen diesen ein Rechtsmittel eingelegt wurde,
so dass alle Beschliisse der EZB demselben Veroffentlichungsregime unterliegen. Die EZB sollte solche Veroffent-
lichungen im Einklang mit dem einschldgigen Unionsrecht und ungeachtet nationaler Gesetze oder Verordnungen
vornehmen und sie muss die Verhiltnismafigkeit der Verodffentlichung einer Entscheidung im Hinblick auf den
Schweregrad der verhingten Sanktion oder Verwaltungssanktion sowie die Auswirkung der Verdffentlichung auf
die Stabilitdt des Finanzsystems entsprechend beriicksichtigen.

Artikel 2 — Sanktionen

Nichterfiillung einer Pflicht

Artikel 2 Absatz 4 bezieht sich auf das in Artikel 3 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 2532/98 vorgeschene
Verfahren, das auf die Verhdngung von Verwaltungssanktionen im Zusammenhang mit den Aufsichtsaufgaben der
EZB keine Anwendung finden soll. Eine Bezugnahme auf das in Artikel 4b vorgesehene Entscheidungsverfahren
sollte deshalb hinzugefiigt werden.

Artikel 3 — Verfahrensregeln

Recht zur Einleitung eines Ubertretungsverfahrens

Die Bezugnahme in Artikel 3 Absatz 1 Satz 1 auf das Direktorium als das Organ, das befugt ist, ein Ubertre-
tungsverfahren einzuleiten, sollte gestrichen werden, um es der EZB zu ermoglichen, durch eine nach Artikel 6
Absatz 2 zu erlassende Verordnung zu bestimmen, welches interne Organ die Untersuchung des zur Last
gelegten Verstofles durchfithren soll. Gemdf dem neuen Artikel 4b bleibt das Direktorium zustindig fur die
Beschliisse zur Verhdngung einer Sanktion.

Verhiltnis zur nationalen Zustindigkeit

Artikel 3 Absatz 10 sollte so gedndert werden, dass er sich nicht ausschlieflich auf Aufgaben bezieht, die dem
Europdischen System der Zentralbanken zugewiesen sind, sondern auch auf Aufgaben, die gemdfl Artikel 127
Absatz 6 des Vertrags der EZB iibertragen sind. Artikel 3 Absatz 10 Satz 3 sollte gedndert werden, um auch
die neue Aufsichtskompetenz der EZB widerzuspiegeln.

Artikel 4a — Besondere Regeln in Bezug auf die Obergrenzen der von der EZB bei Ausiibung ihrer Aufsichtsaufgaben
verhdngten Sanktionen

Die Obergrenze der Verwaltungsgeldbuflen, die die EZB gemifl Artikel 18 Absatz 1 der Verordnung (EU)
Nr. 1024/2013 bei Verstolen gegen unmittelbar anwendbares Recht der Union verhingen kann, geht weit iiber
die in der Verordnung (EG) Nr. 2532/98 erlaubte Grenze hinaus. Dieser Unterschied wird nicht als gerechtfertigt
angesehen, da ein Verstof gegen eine Verordnung oder einen Beschluss der EZB nicht unbedingt weniger schwer
wiegt als ein Verstof gegen unmittelbar anwendbares Unionsrecht. Daher sollten alle von der EZB verhingten
Verwaltungssanktionen gegen die Kreditinstitute, die sie im Rahmen des SSM beaufsichtigt, denselben Ober-
grenzen unterliegen. Die Obergrenze fir in regelmiffigen Abstinden zu zahlende Strafgelder, die von der EZB
im Bereich der Aufsicht verhingt werden, sollte ebenfalls wie oben beschrieben gedndert werden. Daher sollte
Artikel 2 Absatz 1 nicht fir Verwaltungssanktionen gelten, die von der EZB in Ausiibung ihrer Aufsichtsauf-
gaben verhidngt werden.
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Artikel 4b — Besondere Verfahrensregeln fiir von der EZB bei Ausiibung ihrer Aufsichtsaufgaben verhdngte Sanktionen

Entscheidungsverfahren

Artikel 25 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 legt den Grundsatz der Trennung fest, dem zufolge
durch die Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 der EZB iibertragene Aufgaben getrennt von den Aufgaben im
Bereich der Geldpolitk und von sonstigen Aufgaben der EZB wahrgenommen werden. Die Verordnung (EG)
Nr. 2532/98 sollte entsprechend dieses Artikels gedndert werden, um ein Entscheidungsverfahren vorzusehen, das
bei der Verhingung von Verwaltungssanktionen im Bereich der Aufsicht das Aufsichtsgremium und den EZB-Rat
im Einklang mit Artikel 26 der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 einbezieht. Eine solche Regelung wire zudem
im Einklang mit den Grundsitzen fiir eine wirksame Bankenaufsicht des Baseler Ausschusses fiir Bankenauf-
sicht (') und wiirde der Notwendigkeit gerecht, sicherzustellen, dass die Behorden, die Stellen mit Sanktionen
belegen, auch diejenigen sind, die diese beaufsichtigen.

Uberpriifungsverfahren

Ein vom EZB-Rat im Bereich der Aufsicht erlassener Beschluss zur Verhingung einer Verwaltungssanktion unter-
liegt nach Artikel 24 der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 der Uberpriifung durch den administrativen Uberprii-
fungsausschuss, wenn eine natiirliche oder juristische Person die Uberpriifung eines solchen Beschlusses beantragt,
vorausgesetzt der Beschluss ist an die betreffende Person gerichtet oder betrifft sie unmittelbar und individuell.
Dementsprechend sollte die Verordnung (EG) Nr. 2532/98 geindert werden, um in Bezug auf die Verhingung
von Verwaltungssanktionen im Bereich der Aufsicht ein Uberpriifungsverfahren vorzusehen, das im Einklang mit
Artikel 24 der Verordnung (EU) Nr. 10242013 den administrativen Uberpriifungsausschuss der EZB einbezieht.

Im Hinblick auf das Vorstehende sollten Artikel 3 Absatz 1 und Absatz 8 nicht fir Verwaltungssanktionen
gelten, die mit der Ausiibung der Aufsichtsaufgaben durch die EZB zusammenhingen.

Artikel 4c — Besondere Verjahrungsfristen fiir im Bereich der Aufsicht verhingte Verwaltungssanktionen

Verjahrungsfristen

Die Vergangenheit hat gezeigt, dass die Verjahrungsfristen, die auf die Verhidngung und Vollstreckung von Sank-
tionen im Bereich der nicht zur Aufsicht gehdrenden Aufgaben der EZB Anwendung finden, gut funktionieren.
Grund dafiir ist insbesondere die relative Einfachheit der Untersuchung, die fiir die Feststellung einer Ubertretung
wie etwa der Verletzung der Mindestreservepflicht, der Regeln iber die Notenbankfihigkeit von Sicherheiten,
oder den statistischen Berichtspflichten, erforderlich ist. Angesichts der Tatsache, dass Untersuchungen von zur
Last gelegten Ubertretungen im Bereich der Aufsicht komplexer sind, sollte das Recht zur Verhingung und Voll-
streckung von Verwaltungssanktionen in diesem Bereich Verjahrungsfristen unterworfen sein, die linger sind als
die fiir Sanktionen im Bereich der nicht zur Aufsicht gehdrenden Aufgaben geltenden Verjahrungsfristen. Dies
steht auch im Einklang mit den in der Verordnung (EG) Nr. 1/2003 fiir die Verletzung von Wettbewerbsregeln
vorgeschenen Verjahrungsfristen. Da alle Verwaltungssanktionen, die die EZB im Bereich der Aufsicht Unter-
nehmen auferlegen kann, unabhingig davon, ob sich diese Verwaltungssanktionen auf den Verstoff gegen einen
EZB-Beschluss oder auf die Verletzung von unmittelbar anwendbarem Unionsrecht beziehen, den gleichen Verjih-
rungsfristen unterworfen sein sollten, sollten die in Artikel 4c vorgesehenen Fristen fiir simtliche von der EZB
in Ausiibung ihrer Aufsichtsaufgaben verhingten Verwaltungssanktionen gelten.

Das Ruhen und die Unterbrechung dieser Verjahrungsfristen sollten entsprechend geregelt werden, wobei beriick-
sichtigt werden sollte, dass Ubertretungsverfahren im Bereich der Aufsicht sich mit strafrechtlichen Ermittlungen
und Strafverfahren tiberschneiden konnen, die auf dem gleichen Sachverhalt beruhen.

Im Hinblick auf das Vorstehende sollte Artikel 4 nicht fiir Verwaltungssanktionen gelten, die mit der Ausiibung
der Aufsichtsaufgaben durch die EZB zusammenhingen.

(") Vergleiche Grundsatz 1, insbesondere Zentrales Kriterium Nr. 6 Buchstabe b), und Grundsatz 11, insbesondere Zentrales Kriterjum
Nr. 7, der Grundsitze fiir eine wirksame Bankenaufsicht des Baseler Ausschusses fiir Bankenaufsicht, die fiir ein wirksames System der
Bankenaufsicht klare Verantwortlichkeiten und Ziele fiir jede an der Aufsicht von Banken und Bankkonzernen beteiligte Instanz fordern,
einschliefSlich der Befugnis der Aufsichtsinstanz zur Verhdngung einer Reihe von Sanktionen, und zudem fordern, dass die Aufsichts-
instanzen eine angemessene Anzahl an Aufsichtsinstrumenten zur Verfiigung haben, um frithzeitige Korrekturmafnahmen ergreifen zu
konnen, einschlieBlich der Moglichkeit zur Verhidngung von Sanktionen gegen Banken. Verfiigbar auf der Website der Bank fur Interna-
tionalen Zahlungsausgleich unter www.bis.org.
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Empfehlung fiir eine:
»VERORDNUNG DES RATES

zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 2532/98 iiber das Recht der Europiischen
Zentralbank, Sanktionen zu verhingen

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —
gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europidischen Union, insbesondere auf Artikel 132 Absatz 3,

gestiitzt auf die Satzung des Europiischen Systems der Zentralbanken und der Europdischen Zentralbank, insbe-
sondere auf Artikel 34.3.

auf Empfehlung der Europdischen Zentralbank,
nach Stellungnahme des Europiischen Parlaments,
nach Stellungnahme der Europiischen Kommission,

gemifl dem Verfahren des Artikels 129 Absatz 4 des Vertrags und Artikel 41 der Satzung des Europdischen
Systems der Zentralbanken und der Europiischen Zentralbank,

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1)  Die Verordnung (EG) Nr. 2532/98(!) legt im Einklang mit Artikel 34.3 der Satzung des Europdischen
Systems der Zentralbanken und der Europdischen Zentralbank (nachstehend ,Satzung des ESZB‘ genannt)
die Grenzen und Bedingungen fest, nach denen die Europiische Zentralbank (nachstehend ,EZB‘ genannt)
befugt ist, Unternehmen bei Nichteinhaltung der Verpflichtungen, die sich aus ihren Verordnungen und
Beschliissen ergeben, mit Geldbufen oder in regelmiffigen Abstinden zu zahlenden Strafgeldern zu

belegen.

(2)  Die EZB hat die Verordnung (EG) Nr. 2532/98 angewendet, um in ihren verschiedenen Zustindigkeitsbe-
reichen, darunter insbesondere die Durchfithrung der Geldpolitik in der Union, der Betrieb von Zahlungs-
verkehrssystemen und die Erhebung statistischer Daten, Sanktionen zu verhdngen.

(3)  Die Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 (*) des Rates berechtigt die EZB zur Verhingung von a) Verwal-
tungsgeldbuf8en, wenn diese Institute gegen Anforderungen aus unmittelbar anwendbaren Rechtsakten der
Union verstoRen; und b) Sanktionen im Falle eines Verstoles gegen eine Verordnung oder einen
Beschluss der EZB (nachstehend gemeinsam ,Verwaltungssanktionen“ genannt) gegen von ihr beaufsichtigte
Unternehmen.

(4)  Gemidfl Artikel 18 Absatz 7 der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 kann die EZB fiir die Zwecke der
Wahrnehmung der ihr durch diese Verordnung iibertragenen Aufgaben im Fall eines VerstoRes gegen ihre
Verordnungen oder Beschliisse nach Maflgabe der Verordnung (EG) Nr. 2532/98 Sanktionen verhdngen.

(5)  Die Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 enthilt eine Vielzahl von Regelungen, die das Recht der EZB zur
Verhingung von Verwaltungssanktionen im Zusammenhang mit ihren Aufsichtsaufgaben unmittelbar
betreffen. In dieser Hinsicht stehen bestimmte Regelungen der Verordnung (EG) Nr. 2532/98 im Wider-
spruch zu Verordnung (EU) Nr. 1024/2013. Daher ist es notwendig, die Regelungen der Verordnung (EG)
Nr. 2532/98 zu bestimmen, die gedndert werden sollten, um ein kohirentes Regime fiir die Verhingung
von Sanktionen durch die EZB in Ausiibung der ihr durch die Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 ibertra-
genen Aufgaben zu schaffen.

(6) Sowohl im Bereich der Aufsicht als auch auflerhalb des Aufsichtsbereichs sollte die EZB Beschliisse, die
VerwaltungsgeldbuRen fiir Verstoe gegen unmittelbar anwendbares Unionsrecht verhidngen, sowie
Beschliisse, die Sanktionen fiir Verstoe gegen Verordnungen oder Beschliissse der EZB verhingen, verof-
fentlichen, sofern eine solche Veroffentlichung im Hinblick auf den Schweregrad der einem Unternehmen
auferlegten Verwaltungsgeldbufle oder Sanktion nicht unangemessen wire oder die Stabilitit der Finanz-
mirkte gefihrden wiirde.

(") Verordnung (EG) Nr. 2532/98 des Rates vom 23. November 1998 iiber das Recht der Europiischen Zentralbank, Sanktionen zu
verhdngen (ABL L 318 vom 27.11.1998, S. 4).

(3) Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 des Rates vom 15. Oktober 2013 zur Ubertragung besonderer Aufgaben im Zusammenhang mit der
Aufsicht tiber Kreditinstitute auf die Europiische Zentralbank (ABL L 287 vom 29.10.2013, S. 63).
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(7)  Die Obergrenze einer Geldbufle, die die EZB fur die Nichteinhaltung einer Verordnung oder eines
Beschlusses der EZB im Bereich der Aufsicht verhdngen kann, sollte sich von der Obergrenze einer Geld-
bufle, die die EZB einem Unternechmen fiir die Verletzung von unmittelbar anwendbarem Unionsrecht
auferlegen kann, nicht unterscheiden, um die Konsistenz in der Behandlung von gleichschwerwiegenden
Ubertretungen  sicherzustellen. Alle von der EZB in Ausiibung ihrer Aufsichtsaufgaben verhingten Geld-
bufen sollten den gleichen Obergrenzen unterworfen sein.

(8)  Die EZB sollte in der Lage sein, Unternehmen in regelmiffigen Abstinden zu zahlende Strafgelder aufzu-
erlegen, um die Einhaltung von Verordnungen und Beschlissen der EZB im Bereich der Aufsicht zu
erzwingen oder deren fortgesetzte Ubertretung zu beenden. Die Obergrenze regelmiflig zu zahlender
Zwangsgelder sollte der Obergrenze der im Bereich der Aufsicht geltenden Geldbuflen entsprechen.

(9)  Artikel 25 der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 legt den Grundsatz der Trennung fest, dem zufolge die
EZB die ihr durch die Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 ibertragenen Aufgaben unbeschadet und getrennt
von ihren Aufgaben im Bereich der Geldpolitik und von sonstigen Aufgaben wahrnimmt. Um dieses
Prinzip der Trennung zu stirken, ist gemidfl Artikel 26 ein Aufsichtsgremium geschaffen worden, welches
unter anderem dafiir verantwortlich ist, die Beschliisse im Bereich der Aufsicht fir den EZB-Rat vorzuber-
eiten. Die Beschliisse des EZB-Rates sind unter den Voraussetzungen des Artikels 24 dieser Verordnung
auferdem der Uberpriifung durch den administrativen Uberpriifungsausschuss unterworfen. In Anbetracht
des Trennungsprinzips und der Errichtung des Aufsichtsgremiums sollten zwei verschiedene Verfahren zur
Anwendung kommen: a) In Fillen, in denen die EZB in Ausiibung ihrer Aufsichtsaufgaben die Verhin-
gung von Verwaltungssanktionen in Erwidgung zieht, erldsst der EZB-Rat die entsprechenden Beschliisse
auf der Grundlage eines vollstindigen Beschlussentwurfs des Aufsichtsgremiums, wobei der Beschluss der
Uberpriifung durch den administrativen Uberpriifungsausschuss unterliegt; und b) in Fillen, in denen die
EZB die Verhingung von Sanktionen in Ausibung ihrer nicht zur Aufsicht gehorenden Aufgaben in
Erwigung zieht, erlisst das Direktorium der EZB die entsprechenden Beschliisse, welche der Uberpriifung
durch den EZB-Rat unterliegen.

(10) Wegen der Komplexitit der Untersuchung von Ubertretungen im Bereich der Aufsicht sollten fiir das
Recht zur Verhingung und Vollstreckung von Verwaltungssanktionen im Zusammenhang mit den
Aufsichtsaufgaben der EZB lingere Verjahrungsfristen gelten als fiir Sanktionen im Zusammenhang mit
nicht zum Bereich der Aufsicht gehorenden Aufgaben der EZB. Ruhen und Unterbrechung dieser Verjih-
rungsfristen sollten entsprechend geregelt werden, wobei beriicksichtigt werden sollte, dass Ubertretungsver-
fahren im Bereich der Aufsicht sich mit strafrechtlichen Ermittlungen und Strafverfahren iiberschneiden
konnen, die auf dem gleichen Sachverhalt beruhen.

(11) Die Verordnung (EG) Nr. 2532/98 sollte entsprechend geindert werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1
Anderungen

Die Verordnung (EG) Nr. 2532/98 wird wie folgt gedndert:
1. Artikel 1 wird wie folgt gedndert:
a) Nummer 6 erhilt folgende Fassung:

win regelmilligen Abstinden zu zahlende Strafgelder: Geldbetrage, die ein Unternehmen im Fall einer fort-
laufenden Ubertretung entweder als Bestrafung zu zahlen hat, oder die die Absicht verfolgen, die betrof-
fenen Personen zur Einhaltung von Verordnungen und Beschliissen der EZB zu zwingen. In regelmifSigen
Abstinden zu zahlende Strafgelder werden berechnet fiir jeden Tag der Fortdauer der Ubertretung a) nach
der Mitteilung an das Unternechmen iiber die Entscheidung, die die Einstellung einer Ubertretung verfiigt,
gemifl dem in Artikel 3 Absatz 1 Unterabsatz 2 vorgesehenen Verfahren; oder b) wenn die fortlaufende
Ubertretung in den Anwendungsbereich des Artikel 18 Absatz 7 der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 des
Rates vom 15. Oktober 2013 zur Ubertragung besonderer Aufgaben im Zusammenhang mit der Aufsicht
tiber Kreditinstitute auf die Europdische Zentralbank (*) fallt, gemdfl dem in Artikel 4b dieser Verordnung
vorgesehen Verfahren.

(*) ABL L 287 vom 29.10.2013, S. 63.
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b) Nummer 7 erhilt folgende Fassung:
»Sanktionen: Geldbuffen und in regelmiffigen Abstinden zu zahlende Strafgelder.”
2. Folgender Artikel la wird eingefiigt:

JArtikel 1a
Allgemeine Grundsitze und Anwendungsbereich

1. Diese Verordnung gilt fur die Verhingung von Sanktionen durch die EZB gegen Unternehmen fiir die
Nichteinhaltung von sich aus den Beschliissen und Verordnungen der EZB ergebenden Verpflichtungen, soweit
nicht ausdriicklich anders geregelt.

2. Die Regelungen, die fir die Verhdngung von Verwaltungsgeldbuflen fiir Verstofle gegen unmittelbar
anwendbares Unionsrecht oder von Sanktionen fiir Verstofle gegen Verordnungen und Beschlisse der EZB
(nachstehend gemeinsam ,Verwaltungssanktionen' genannt) durch die EZB in Ausiibung ihrer Aufsichtsaufgaben
gelten, weichen in dem in den Artikeln 4a bis 4c bezeichneten Umfang von den in den Artikeln 2 und 4
niedergelegten Regelungen ab.

3. Die EZB kann sowohl inner- als auch auflerhalb des Aufsichtsbereichs jeden Beschluss verodffentlichen,
der einem Unternehmen Verwaltungsgeldbuffen fiir Verstoffe gegen unmittelbar anwendbares Unionsrecht oder
Sanktionen fiir Verstofle gegen Verordnungen oder Beschliisse der EZB auferlegt, unabhingig davon, ob gegen
den Beschluss ein Rechtsmittel eingelegt wurde. Die EZB nimmt solche Verodffentlichungen im Einklang mit
dem einschldgigen Unionsrecht ungeachtet nationaler Gesetze oder Verordnungen und, im Falle von einschla-
gigem Unionsrecht in Form von Richtlinien, ungeachtet der nationalen Rechtsvorschriften zur Umsetzung
dieser Richtlinien vor.

3. Artikel 2 Absatz 4 erhilt folgende Fassung:

o4 Handelt es sich bei der Ubertretung um eine Unterlassung, so befreit die Verhingung einer Sanktion
das Unternehmen nicht von der Erfullung der jeweiligen Verpflichtung, sofern der gemifl Artikel 3 Absatz 4
oder Artikel 4b erlassene Beschluss nicht ausdriicklich etwas Gegenteiliges vorsieht.”

4. Artikel 3 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 Satz 1 erhilt folgende Fassung:

,Die Entscheidung dariiber, ob ein Ubertretungsverfahren einzuleiten ist, wird von der EZB getroffen,
wobei diese auf eigene Initiative oder aufgrund eines entsprechenden Antrags der nationalen Zentralbank
des Mitgliedstaats handelt, in dessen Zustindigkeitsbereich die zur Last gelegte Ubertretung erfolgt ist.”

b) Absatz 10 erhilt folgende Fassung:

,Bezieht sich eine Ubertretung ausschlieBlich auf eine Aufgabe, die dem ESZB oder der EZB gemif dem
Vertrag und der Satzung des ESZB iibertragem ist, so kann ein Ubertretungsverfahren nur nach Mafgabe
dieser Verordnung eingeleitet werden, auch wenn nationale Gesetze oder Verordnungen ein anderes
Verfahren vorsehen. Bezieht sich eine Ubertretung auch auf einen oder mehrere Bereiche auRerhalb des
Zustindigkeitsbereiches des ESZB oder der EZB, so bleibt das Recht zur Einleitung eines Ubertretungsver-
fahrens nach Mafgabe dieser Verordnung vom Recht einer zustindigen nationalen Behorde unberiihrt,
gesonderte Verfahren in Bezug auf solche Bereiche auflerhalb der Zustindigkeit des ESZB oder der EZB
einzuleiten. Diese Bestimmung gilt unbeschadet der Anwendung des Strafrechts und der aufsichtsrechtlichen
Zustandigkeiten in den teilnehmenden Mitgliedstaaten, im Einklang mit Verordnung (EU) Nr. 1024/2013
des Rates.”

5. Folgende Artikel 4a bis 4c werden hinzugefugt:

JArtikel 4a

Besondere Regelungen in Bezug auf die Obergrenze der von der EZB bei Ausiibung ihrer Aufsichts-
aufgaben verhingten Sanktionen

1.  Abweichend von Artikel 2 Absatz 1 gelten im Falle von Ubertretungen in Bezug auf von der EZB in
Ausiibung ihrer Aufsichtsaufgaben erlassene Beschliisse und Verordnungen die folgenden Grenzen fur die
Verhdngung von Geldbufen und in regelmiffigen Abstinden zu zahlende Strafgelder durch die EZB.
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a) GeldbuBen: Die Obergrenze betrigt das Zweifache des aufgrund der Ubertretung erzielten Gewinns oder
des aufgrund der Ubertretung verhinderten Verlustes, sofern sich diese Betrige beziffern lassen, oder 10 %
des jahrlichen Gesamtumsatzes des Unternchmens.

b) in regelmiffigen Abstinden zu zahlende Strafgelder: Die Obergrenze betrdgt 5% des durchschnittlichen
Tagesumsatzes pro Tag der Ubertretung. In regelmdRigen Abstinden zu zahlende Strafgelder kénnen fiir
einen Zeitraum von maximal sechs Monaten verhdngt werden, beginnend ab dem Tag, der in dem das in
regelmifiigen Abstinden zu zahlende Strafgeld verhangenden Beschluss bezeichnet ist.

2. Fir die Zwecke des Absatzes 1: a) jihrlicher Umsatz® ist der jihrliche Umsatz einer juristischen Person
im Sinne des einschldgigen Unionsrechts, den diese gemifs ihrem letzten Jahresabschluss erzielt hat. Ist das
Unternehmen die Tochtergesellschaft einer Muttergesellschaft, ist der mafigebliche jihrliche Gesamtumsatz der
jahrliche Gesamtumsatz, den die an der Spitze stehende Muttergesellschaft der von der EZB beaufsichtigten
Gruppe gemdfs ihrem letzten konsolidierten Jahresabschluss erzielt hat; b) ,durchschnittlicher Tagesumsatz' ist
der nach Buchstabe a) bestimmte Jahresumsatz, geteilt durch 365.

Artikel 4b

Besondere Verfahrensregeln fiir von der EZB bei Ausiibung ihrer Aufsichtsaufgaben verhingte Sankti-
onen

1. Abweichend von Artikel 3 Absatz 1 bis Absatz 8 gelten die Regelungen dieses Artikels fiir Ubertre-
tungen in Zusammenhang mit von der EZB in Ausiibung ihrer Aufsichtsaufgaben erlassene Beschliisse und
Verordnungen.

2. Nachdem das Ubertretungsverfahren entsprechend der von der EZB gemif Artikel 6 Absatz 2 niederzu-
legenden Regeln durchgefithrt worden ist, schligt das Aufsichtsgremium dem EZB-Rat im Einklang mit dem
in Artikel 26 Absatz 8 der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 vorgesehenen Verfahren einen vollstindigen
Beschlussentwurf zur Verhdngung von Sanktionen gegen das betroffenen Unternehmen vor. Vor Ubermittlung
des vollstindigen Beschlussentwurfes durch das Aufsichtsgremium an den EZB-Rat wird das betroffene Unter-
nehmen zu der ihm zur Last gelegten Ubertretung angehort.

3. Das betroffene Unternehmen hat das Recht, im Einklang mit dem in Artikel 24 der Verordnung (EU)
Nr. 1024/2013 vorgesehenen Verfahren eine Uberpriifung des vom EZB-Rat nach Absatz 2 erlassenen
Beschlusses durch den administrativen Uberpriifungsausschuss zu verlangen.

Artikel 4c

Besondere Verjihrungsfristen fiir von der EZB bei Ausiibung ihrer Aufsichtsaufgaben verhingte
Verwaltungssanktionen

1.  Abweichend von Artikel 4 verjihrt die Befugnis zum Erlass eines Beschlusses, der fiir Ubertretungen im
Zusammenhang mit unmittelbar anwendbaren Rechtsakten der Union sowie mit Beschliissen und Verord-
nungen der EZB Verwaltungssanktionen verhingt, fiinf Jahre nachdem die Ubertretung stattgefunden hat oder,
im Falle einer fortlaufenden Ubertretung, fiinf Jahre nach Beendigung der Ubertretung.

2. Jede auf die Untersuchung oder Verfolgung der Ubertretung gerichtete Handlung der EZB unterbricht die
in Absatz 1 genannte Frist. Die Unterbrechung der Verjahrung tritt mit dem Tag ein, an dem die betroffene
beaufsichtigte Organisation von der Handlung in Kenntnis gesetzt wurde. Jede Unterbrechung lisst die Verjih-
rung von neuem beginnen. Die Verjahrung tritt jedoch spétestens zehn Jahre nachdem die Ubertretung statt-
gefunden hat oder, im Falle einer fortlaufenden Ubertretung, zehn Jahren nach Beendigung der Ubertretung
ein.

3. Die in den vorstehenden Absitzen genannten Verjahrungsfristen konnen verlingert werden wenn: a) Ein
Beschluss des EZB-Rates dem administrativen Untersuchungsausschuss zur Uberpriifung vorliegt oder Gegen-
stand eines Rechtsmittelverfahrens vor dem Europdischen Gerichtshof ist; oder b) gegen das betroffene Unter-
nehmen wegen des gleichen Sachverhalts ein Strafverfahren lauft. In diesen Fillen werden die in den vorste-
henden Absitzen genannten Verjihrungsfristen um den Zeitraum, den der administrative Uberpriifungsaus-
schuss oder der Gerichtshof fiir die Uberpriifung der Entscheidung benétigt bzw. den Zeitraum bis zum
Abschluss des Strafverfahrens gegen das betroffene Unternehmen verlidngert.



C 144/10 Amtsblatt der Europdischen Union 14.5.2014

4. Jede Handlung der EZB zur Vollstreckung der Zahlung oder der Zahlungsbedingungen der verhingten
Verwaltungssanktion bewirkt die Unterbrechung der Vollstreckungsverjihrung. Die Befugnis der EZB zur Voll-
streckung eines Beschlusses, der eine Verwaltungssanktion verhingt, verjahrt fiinf Jahre nach Erlass des
Beschlusses. Die Verjahrung fiir die Vollstreckung von Verwaltungssanktionen ruht:

a) bis die Frist zur Zahlung der Verwaltungssanktion verstrichen ist;

b) solange die Vollstreckung der Zahlung der verhingten Verwaltungssanktion durch einen Beschluss des EZB-
Rates oder eine Entscheidung des Gerichtshofes ausgesetzt ist.”

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am [Datum] in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt gemif den Vertrigen unmittelbar in den
Mitgliedstaaten.

Geschehen zu Frankfurt am Main am 16. April 2014.

Der Prdsident der EZB
Mario DRAGHI
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IV

(Informationen)

INFORMATIONEN DER ORGANE, EINRICHTUNGEN UND SONSTIGEN
STELLEN DER EUROPAISCHEN UNION

EUROPAISCHE KOMMISSION

Euro-Wechselkurs (1)
13. Mai 2014

(2014/C 144/03)

1 Euro =

Wihrung Kurs Wihrung Kurs
USD US-Dollar 1,3703 CAD Kanadischer Dollar 1,4935
JPY Japanischer Yen 140,25 HKD  Hongkong-Dollar 10,6222
DKK Dinische Krone 7,4639 NZD Neuseelindischer Dollar 1,5850
GBP Pfund Sterling 0,81395 | SGD Singapur-Dollar 1,7167
SEK Schwedische Krone 8,9910 KRW Siidkoreanischer Won 1401,13
CHF Schweizer Franken 1,2201 ZAR Siidafrikanischer Rand 14,1415
ISK Islindische Krone CNY Chinesischer Renminbi Yuan 8,5375
NOK Norwegische Krone 8,1300 HRK Kroatische Kuna 7,5890
BGN  Bulgarischer Lew 1,9558 IDR Indonesische Rupiah 15783,63
CZK Tschechische Krone 27,404 MYR  Malaysischer Ringgit 4,4377
HUF Ungarischer Forint 303,33 PHP Philippinischer Peso 59,984
LTL Litauischer Litas 3,4528 RUB Russischer Rubel 47,8174
PLN Polnischer Zloty 4,1854 THB Thaildndischer Baht 44,699
RON  Ruminischer Leu 4,4313 BRL Brasilianischer Real 3,0359
TRY Tiirkische Lira 2,8393 MXN  Mexikanischer Peso 17,7166
AUD Australischer Dollar 1,4625 INR Indische Rupie 81,7015

(") Quelle: Von der Europiischen Zentralbank veroffentlichter Referenz-Wechselkurs.
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BESCHLUSS DER KOMMISSION
vom 13. Mai 2014

zur Ernennung von Mitgliedern und stellvertretenden Mitgliedern des Pidiatrieausschusses,
die die medizinischen Berufsgruppen und die Patientenverbinde vertreten

(Text von Bedeutung fiir den EWR)
(2014/C 144/04)

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europidischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EG) Nr. 1901/2006 des Europdischen Parlaments und des Rates vom
12. Dezember 2006 iiber Kinderarzneimittel und zur Anderung der Verordnung (EWG) Nr. 1768/92, der Richt-
linien 2001/20/EG und 2001/83/EG sowie der Verordnung (EG) Nr. 726/2004 (!), insbesondere auf Artikel 4
Absatz 1,

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1) Gemifl Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1901/2006 beruft die Kommission Vertreter der
medizinischen Berufsgruppen und der Patientenverbinde in den Pidiatrieausschuss der Europdischen Arznei-
mittel-Agentur.

(2) Die Kommission hat gemifl Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1901/2006 einen offentlichen
Aufruf zur Interessenbekundung durchgefiihrt. Das Europiische Parlament ist zum Ergebnis der Auswertung
der Bewerbungen, die im Rahmen dieses Aufrufs eingegangen sind, angehort worden.

(3) Die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder des Ausschusses werden fiir einen Zeitraum von drei Jahren
ab dem 1. August 2014 ernannt.

(4) Falls ein durch diesen Beschluss ernanntes Mitglied oder stellvertretendes Mitglied nicht mehr in der Lage
ist, wirksam zur Arbeit des Ausschusses beizutragen, oder zuriicktritt, kann die Kommission dieses Mitglied
fir die verbleibende Zeit seines Mandats durch eine Person von der Reserveliste ersetzen —

BESCHLIESST:

Artikel 1

(1) Zu Mitgliedern und stellvertretenden Mitgliedern des Pidiatrieausschusses werden fiir eine Amtszeit von drei
Jahren ab dem 1. August 2014 als Vertreter der medizinischen Berufsgruppen ernannt:

— Mitglied: Riccardo Riccardi,

(") ABL L 378 vom 27.12.2006, S. 1.
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— Stellvertreter: Maria Grazia Valsecchi,
— Mitglied: Antje Neubert,

— Stellvertreter: Paolo Paolucci,

— Mitglied: Johannes Taminiau,

— Stellvertreter: Doina Plesca.

(2) Zu Mitgliedern und stellvertretenden Mitgliedern des Pidiatrieausschusses werden ab dem 1. August 2014
fir eine Amtszeit von drei Jahren als Vertreter der Patientenverbdnde ernannt:

— Mitglied: Giinther Auerswald,

— Stellvertreter: Paola Baiardji,

— Mitglied: Michal Odermarsky

— Stellvertreter: Milena Stevanovic,
— Mitglied: Tsvetana Schyns-Liharska,
— Stellvertreter: Kerry Leeson-Beevers.

Artikel 2

Folgende Personen werden — in dieser Rangfolge — in eine Reserveliste fiir Vertreter der medizinischen Berufs-
gruppen aufgenommen:

— Maurizio Scarpa,

— Jorrit Gerritsen.

Briissel, den 13. Mai 2014

Fiir die Kommission
Im Namen des Prdisidenten
Tonio BORG

Mitglied der Kommission
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v

(Bekanntmachungen)

VERFAHREN BEZUGLICH DER DURCHFUHRUNG DER GEMEINSAMEN
HANDELSPOLITIK

EUROPAISCHE KOMMISSION

Bekanntmachung der FEinleitung einer Uberprifung wegen des bevorstehenden
Auflerkrafttretens der Antidumpingmafnahmen gegeniiber den Einfuhren bestimmter Kerzen
(Lichte) und dergleichen mit Ursprung in der Volksrepublik China

(2014/C 144/05)

Nach Veroffentlichung der Bekanntmachung des bevorstehenden Auferkrafttretens (') der Antidumpingmafnahmen
gegeniiber den Einfuhren bestimmter Kerzen (Lichte) und dergleichen mit Ursprung in der Volksrepublik China
ging bei der Europdischen Kommission (,Kommission“) ein Antrag auf Einleitung einer Uberpriifung nach
Artikel 11 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 des Rates vom 30. November 2009 iiber den Schutz
gegen gedumpte Einfuhren aus nicht zur Europdischen Gemeinschaft gehorenden Lindern (3) (,Grundverordnung®)
ein.

1.  Uberpriifungsantrag

Der Antrag wurde am 14. Februar 2014 von Kerzenherstellern in der EU (,Antragsteller) eingereicht, auf die
mehr als 25% der gesamten Unionsproduktion von bestimmten Kerzen (Lichten) und dergleichen entfallen.

2. Zu iiberpriifende Ware

Gegenstand dieser Uberpriifung sind Kerzen (Lichte) und dergleichen, ausgenommen Grablichte und andere
Brenner fiir den Betrieb im Freien (,zu iberprifende Ware), die derzeit unter dem KN-Code ex 3406 00 00
eingereiht werden und ihren Ursprung in der Volksrepublik China haben.

Fir die Zwecke dieser Uberpriifung sind ,Grablichte und andere Brenner fiir den Betrieb im Freien“ Kerzen
(Lichte) und dergleichen, die eines oder mehrere der folgenden Merkmale aufweisen:

a) ihr Brennstoff enthilt mehr als 500 ppm Toluol,

b) ihr Brennstoff enthilt mehr als 100 ppm Benzol,

¢) ihr Docht hat einen Durchmesser von mindestens 5 Millimetern,

d) sie sind jeweils von einem Kunststoffbehilter umhiillt, dessen senkrechte Winde mindestens 5 ¢cm hoch sind.

3. Geltende Mafinahmen

Bei den derzeit geltenden Mafnahmen handelt es sich um einen endgiltigen Antidumpingzoll, der mit der
Verordnung (EG) Nr. 393/2009 des Rates (}) eingefithrt wurde.

4. Griinde fiir die Uberpriifung

Der Antrag wurde damit begriindet, dass beim AufSerkrafttreten der Mafnahmen mit einem Anhalten des
Dumpings und einem erneuten Auftreten der Schidigung des Wirtschaftszweigs der Union zu rechnen sei.

() ABL C 270 vom 19.9.2013, S. 11.
() ABL L 343 vom 22.12.2009, S. 51.
() ABLL 119 vom 14.5.2009, S. 1.
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4.1. Behauptung der Wahrscheinlichkeit eines Anhaltens des Dumpings

Da die Volksrepublik China (,betroffenes Land“) nach Artikel 2 Absatz 7 der Grundverordnung als Land ohne
Marktwirtschaft gilt, ermittelten die Antragsteller den Normalwert der Einfuhren aus dem betroffenen Land auf
der Grundlage des Preises in einem Drittland mit Marktwirtschaft, nimlich Brasilien. Die Behauptung, dass ein
Anbhalten/erneutes Auftreten des Dumpings wahrscheinlich ist, stiitzt sich auf einen Vergleich des so ermittelten
Normalwerts mit dem Preis der zu iiberpriifenden Ware bei der Ausfuhr in die Union (auf der Stufe ab Werk).

Die so fiir das betroffene Land ermittelten Dumpingspannen sind im Massen-/Niedrigpreissegment der zu iiber-
priffenden Ware und in einem betrichtlichen Teil des High-End-Segments der zu iiberpriifenden Ware erheblich.

4.2.  Behauptung der Wahrscheinlichkeit eines erneuten Auftretens der Schidigung

Den Antragstellern zufolge ist ein erneutes Auftreten der Schidigung wahrscheinlich.

Die Antragsteller haben Anscheinsbeweise dafiir vorgelegt, dass die Einfuhren der zu untersuchenden Ware aus
dem betroffenen Land in die Union zu einem schidigenden Preis im Falle eines AufSerkrafttretens der
Mafinahmen zunehmen diirften. Der Grund dafiir liegt in den ungenutzten Produktionskapazititen der ausfiihr-
enden Hersteller im betroffenen Land und ihren mit den Produktionsanlagen verbundenen Moglichkeiten. Andere
wichtige Faktoren sind Handelshemmnisse fiir das betroffene Land in den USA und die Attraktivitit des
Unionsmarktes.

Auflerdem fuhrten die Antragsteller an, die teilweise Beseitigung der Schiddigung sei in erster Linie auf die Anti-
dumpingmafinahmen zuriickzufithren; sollten — bei einem AufSerkrafttreten der Mafnahmen - die Einfuhren zu
gedumpten Preisen aus dem betroffenen Land weiter betrichtlich ansteigen, so wiirde der Wirtschaftszweig der
Union wahrscheinlich erneut geschidigt.

5. Verfahren

Die Kommission gelangte nach einer gemifl Artikel 11 Absatz 6 der Grundverordnung erfolgten Anhérung des
nach Artikel 15 Absatz 1 der Grundverordnung eingerichteten Ausschusses zu dem Schluss, dass ausreichende
Beweise fiir die Einleitung einer Uberpriifung wegen des bevorstehenden AuRerkrafttretens der Mafnahmen
(Auslaufiiberpriifung) vorliegen, und leitet daher eine Uberpriifung nach Artikel 11 Absatz 2 der Grundverord-
nung ein.

5.1.  Verfahren zur Ermittlung der Wahrscheinlichkeit eines Anhaltens/erneuten Auftretens des Dumpings

Die ausfithrenden Hersteller (!) der zu iiberpriifenden Ware aus dem betroffenen Land, auch diejenigen, die nicht
bei der Untersuchung mitgearbeitet haben, die zu den geltenden Mafnahmen fithrte, werden aufgefordert, bei der
Untersuchung der Kommission mitzuarbeiten.

5.1.1. Untersuchung der ausfiihrenden Hersteller
a) Stichprobenverfahren

Da im betroffenen Land eine Vielzahl ausfihrender Hersteller von der Auslaufuberpriffung betroffen sein diirfte,
kann die Kommission, um die Untersuchung fristgerecht abschliefen zu konnen, die Zahl der zu untersuchenden
ausfithrenden Hersteller auf ein vertretbares Mafl beschrinken, indem sie eine Stichprobe bildet (,Stichprobenver-
fahren®). Das Stichprobenverfahren wird nach Artikel 17 der Grundverordnung durchgefiihrt.

Damit die Kommission tiber die Notwendigkeit eines Stichprobenverfahrens entscheiden und gegebenenfalls eine
Stichprobe bilden kann, werden alle ausfihrenden Hersteller oder die in ihrem Namen handelnden Vertreter,
auch diejenigen, die nicht bei der Untersuchung mitgearbeitet haben, die zu den jetzt zur Uberpriifung anste-
henden Mafnahmen fiihrte, hiermit gebeten, mit der Kommission Kontakt aufzunehmen. Sofern nichts anderes
bestimmt ist, miissen die Parteien dieser Aufforderung binnen 15 Tagen nach Veréffentlichung dieser Bekanntma-
chung im Amitsblatt der Europdischen Union nachkommen, indem sie der Kommission die in Anhang I dieser
Bekanntmachung erbetenen Angaben zu ihren Unternehmen iibermitteln.

Die Kommission wird ferner mit den Behorden des betroffenen Landes und gegebenenfalls mit den ihr
bekannten Verbinden ausfithrender Hersteller Kontakt aufnehmen, um die Informationen einzuholen, die sie fiir
die Auswahl der Stichprobe der ausfilhrenden Hersteller benétigt.

Interessierte Parteien, die aufler den verlangten Angaben weitere sachdienliche Informationen zur Auswahl der
Stichprobe iibermitteln mochten, miissen dies binnen 21 Tagen nach Veroffentlichung dieser Bekanntmachung im
Amtsblatt der Europdischen Union tun, sofern nichts anderes bestimmt ist.

(") Ein ausfithrender Hersteller ist ein Unternehmen im betroffenen Land, das die zu tiberpriifende Ware herstellt und in die Union ausfiihrt,
entweder direkt oder iiber einen Dritten, auch iiber ein verbundenes Unternehmen, das an der Herstellung, den Inlandsverkdufen oder
der Ausfuhr der zu iiberpriifenden Ware beteiligt ist.
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Ist die Bildung einer Stichprobe erforderlich, konnen die ausfithrenden Hersteller auf der Grundlage der groften
reprasentativen Menge der Ausfuhren in die Union ausgewihlt werden, die in der zur Verfiigung stehenden Zeit
in angemessener Weise untersucht werden kann. Alle der Kommission bekannten ausfithrenden Hersteller, die
Behorden des betroffenen Landes und die Verbinde der ausfithrenden Hersteller werden von der Kommission
(gegebenenfalls iiber die Behorden des betroffenen Landes) davon in Kenntnis gesetzt, welche Unternehmen fur
die Stichprobe ausgewihlt wurden.

Die Kommission wird den fur die Stichprobe ausgewihlten ausfilhrenden Herstellern, den ihr bekannten
Verbinden ausfithrender Hersteller sowie den Behorden des betroffenen Landes Fragebogen zusenden, um die
Informationen zu den ausfithrenden Herstellern einzuholen, die sie fiir ihre Untersuchung benétigt.

Sofern nichts anderes bestimmt ist, miissen alle ausfithrenden Hersteller, die fiir die Stichprobe ausgewahlt
wurden, alle der Kommission bekannten Verbinde ausfithrender Hersteller und die Behorden des betroffenen
Landes binnen 37 Tagen nach Bekanntgabe der Stichprobenauswahl einen ausgefiillten Fragebogen iibermitteln.

Unbeschadet des Artikels 18 der Grundverordnung gelten Unternehmen, die ihrer moglichen Einbeziehung in die
Stichprobe zugestimmt haben, jedoch hierfir nicht ausgewidhlt werden, als mitarbeitend (,nicht in die Stichprobe
einbezogene mitarbeitende ausfithrende Hersteller).

5.1.2. Zusitzliches Verfahren fiir ausfiihrende Hersteller im betroffenen Nichtmarktwirtschaftsland

Nach Artikel 2 Absatz 7 Buchstabe a der Grundverordnung wird bei Einfuhren aus dem betroffenen Land der
Normalwert auf der Grundlage des Preises oder des rechnerisch ermittelten Wertes in einem Drittland mit
Marktwirtschaft bestimmt.

In der vorausgegangenen Untersuchung waren die in der Union fir die gleichartige Ware gezahlten oder zu
zahlenden Preise zur Ermittlung des Normalwertes fur das betroffene Land herangezogen worden. In der jetzigen
Untersuchung beabsichtigt die Kommission jedoch, Brasilien als Drittland mit Marktwirtschaft heranzuziehen. Inte-
ressierte Parteien konnen binnen 10 Tagen nach Veroffentlichung dieser Bekanntmachung im Amtsblatt der
Europdischen Union dazu Stellung nehmen, ob diese Wahl angemessen ist. Den der Kommission vorliegenden
Informationen zufolge befinden sich moglicherweise andere Marktwirtschaftslieferanten der Union u. a. in Thai-
land, den USA, der Dominikanischen Republik und Malaysia. Die Kommission wird untersuchen, ob die zu
untersuchende Ware in den Marktwirtschaftsdrittlindern hergestellt und verkauft wird, fir die es Hinweise gibt,
dass die zu untersuchende Ware derzeit hergestellt wird.

5.1.3. Untersuchung der unabhdngigen Einfiihrer (") (3)

Die unabhingigen Einfihrer, welche die zu uberprifende Ware aus dem betroffenen Land in die Union
einfuhren, werden gebeten, bei dieser Untersuchung mitzuarbeiten.

Da eine Vielzahl unabhingiger Einfithrer von dieser Auslaufiberpriifung betroffen sein diirfte, kann die Kommis-
sion, um die Untersuchung fristgerecht abschliefen zu konnen, die Zahl der zu untersuchenden unabhingigen
Einfithrer auf ein vertretbares Mafl beschrinken, indem sie eine Stichprobe bildet (,Stichprobenverfahren). Das
Stichprobenverfahren wird nach Artikel 17 der Grundverordnung durchgefiihrt.

Damit die Kommission iiber die Notwendigkeit eines Stichprobenverfahrens entscheiden und gegebenenfalls eine
Stichprobe bilden kann, werden alle unabhingigen Einfihrer oder die in ihrem Namen handelnden Vertreter,
auch diejenigen, die nicht bei der Untersuchung mitgearbeitet haben, die zu den jetzt zur Uberpriifung anste-
henden Mafnahmen fithrte, hiermit gebeten, mit der Kommission Kontakt aufzunehmen. Sofern nichts anderes
bestimmt ist, miissen die Parteien dieser Aufforderung binnen 15 Tagen nach Veroffentlichung dieser Bekanntma-
chung im Amtsblatt der Europdischen Union nachkommen, indem sie der Kommission die in Anhang II dieser
Bekanntmachung erbetenen Angaben zu ihren Unternehmen iibermitteln.

Ferner kann die Kommission mit den ihr bekannten Einfithrerverbinden Kontakt aufnehmen, um die Informati-
onen einzuholen, die sie fiir die Auswahl der Stichprobe der unabhingigen Einfithrer benétigt.

Interessierte Parteien, die aufler den verlangten Angaben weitere sachdienliche Informationen zur Auswahl der
Stichprobe iibermitteln mochten, miissen dies binnen 21 Tagen nach Veroffentlichung dieser Bekanntmachung im
Amtsblatt der Europdischen Union tun, sofern nichts anderes bestimmt ist.

(") Es konnen ausschlieflich Einfithrer, die nicht mit ausfihrenden Herstellern verbunden sind, in die Stichprobe einbezogen werden.
Einfiihrer, die mit ausfithrenden Herstellern verbunden sind, miissen Anlage 1 des Fragebogens fiir die betreffenden ausfithrenden
Hersteller ausfiillen. Zur Bedeutung des Begriffs ,verbunden* siche Fufinoten 5 und 8 in den Anhdngen I und II dieser Bekanntmachung.

(3 Die von unabhingigen Einfithrern vorgelegten Daten konnen im Rahmen dieser Untersuchung auch zu anderen Zwecken als zur
Dumpingermittlung herangezogen werden.
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Ist die Bildung einer Stichprobe erforderlich, konnen die Einfithrer auf der Grundlage der groften reprdsentativen
Verkaufsmenge der zu iberpriffenden Ware in der Union ausgewdhlt werden, die in der zur Verfiigung
stehenden Zeit in angemessener Weise untersucht werden kann. Alle der Kommission bekannten unabhingigen
Einfilhrer und Einfiihrerverbinde werden von ihr davon in Kenntnis gesetzt, welche Unternehmen fiir die Stich-
probe ausgewihlt wurden.

Die Kommission wird den in die Stichprobe einbezogenen unabhingigen Einfihrern und den ihr bekannten
Einfithrerverbinden Fragebogen zusenden, um die Informationen einzuholen, die sie fiir ihre Untersuchung beno-
tigt. Sofern nichts anderes bestimmt ist, miissen die Parteien binnen 37 Tagen nach Bekanntgabe der Stichpro-
benauswahl einen ausgefiillten Fragebogen iibermitteln.

5.2.  Verfahren zur Feststellung der Wahrscheinlichkeit eines Anhaltens/erneuten Auftretens der Schidigung -
Untersuchung der Unionshersteller

Damit festgestellt werden kann, ob ein erneutes Auftreten der Schidigung des Wirtschaftszweigs der Union
wahrscheinlich ist, werden die Unionshersteller der zu iberpriifenden Ware gebeten, bei der Untersuchung der
Kommission mitzuarbeiten.

Da eine Vielzahl von Unionsherstellern von dieser Auslaufuberpriifung betroffen ist, hat die Kommission, um die
Untersuchung fristgerecht abschliefen zu konnen, beschlossen, die Zahl der zu untersuchenden Unionshersteller
auf ein vertretbares Mafl zu beschrinken, indem sie eine Stichprobe bildet (,Stichprobenverfahren®). Das Stichpro-
benverfahren wird nach Artikel 17 der Grundverordnung durchgefiihrt.

Die Kommission hat eine vorldufige Stichprobe der Unionshersteller gebildet. Genauere Angaben dazu konnen
interessierte Parteien dem Dossier entnehmen. Interessierte Parteien werden hiermit gebeten, das Dossier einzu-
sehen (die Kontaktdaten der Kommission finden sich unter Abschnitt 5.6). Andere Unionshersteller oder die in
ihrem Namen handelnden Vertreter (einschlieflich derjenigen Unionshersteller, die bei der/den Untersuchung(en),
welche zu den geltenden Mafinahmen fihrte(n), nicht mitgearbeitet haben), die der Auffassung sind, dass
bestimmte Griinde fiir die Einbeziehung ihres Unternehmens in die Stichprobe sprechen, miissen die Kommission
binnen 15 Tagen nach Veroffentlichung dieser Bekanntmachung im Amtsblatt der Europdischen Union kontaktieren.

Interessierte Parteien, die weitere sachdienliche Informationen zur Auswahl der Stichprobe iibermitteln mochten,
miissen dies binnen 21 Tagen nach Veroffentlichung dieser Bekanntmachung im Amtsblatt der Europdischen Union
tun, sofern nichts anderes bestimmt ist.

Alle der Kommission bekannten Unionshersteller und/oder Verbinde von Unionsherstellern werden von ihr
davon in Kenntnis gesetzt, welche Unternehmen fiir die endgiiltige Stichprobe ausgewdhlt wurden.

Die Kommission wird den in die Stichprobe einbezogenen Unionsherstellern und den ihr bekannten Verbidnden
von Unionsherstellern Fragebogen zusenden, um die Informationen einzuholen, die sie fiir ihre Untersuchung
benotigt. Sofern nichts anderes bestimmt ist, miissen die Parteien binnen 37 Tagen nach Bekanntgabe der Stich-
probenauswahl einen ausgefiillten Fragebogen iibermitteln.

5.3.  Verfahren zur Priifung des Unionsinteresses

Sollte sich die Wahrscheinlichkeit eines Anhaltens oder erneuten Auftretens des Dumpings und der Schidigung
bestitigen, wird nach Artikel 21 der Grundverordnung gepriift, ob die Aufrechterhaltung der Antidumpingmaf-
nahmen nicht etwa dem Interesse der Union zuwiderlaufen wiirde. Sofern nichts anderes bestimmt ist, werden
die Unionshersteller, die Einfuhrer und ihre reprisentativen Verbinde, die Verwender und ihre reprisentativen
Verbinde sowie reprisentative Verbraucherorganisationen gebeten, sich binnen 15 Tagen nach Verdffentlichung
dieser Bekanntmachung im Amitsblatt der Europdischen Union bei der Kommission zu melden. Um bei der Unter-
suchung mitarbeiten zu konnen, miissen die reprisentativen Verbraucherorganisationen innerhalb derselben Frist
nachweisen, dass ein objektiver Zusammenhang zwischen ihrer Titigkeit und der zu iberprifenden Ware
besteht.

Sofern nichts anderes bestimmt ist, konnen Parteien, die sich innerhalb der genannten Frist bei der Kommission
melden, ihr binnen 37 Tagen nach Verdffentlichung dieser Bekanntmachung im Amtsblatt der Europdischen Union
Angaben zum Unionsinteresse iibermitteln. Diese Angaben konnen entweder in einem frei gewihlten Format
oder in einem von der Kommission erstellten Fragebogen gemacht werden. Nach Artikel 21 der Grundverord-
nung iibermittelte Informationen werden allerdings nur beriicksichtigt, wenn sie zum Zeitpunkt ihrer Ubermitt-
lung durch Beweise belegt sind.

5.4. Andere schriftliche Beitrige

Vorbehaltlich der Bestimmungen dieser Bekanntmachung werden alle interessierten Parteien hiermit gebeten, ihren
Standpunkt unter Vorlage von Informationen und sachdienlichen Nachweisen darzulegen. Sofern nichts anderes
bestimmt ist, miissen diese Informationen und sachdienlichen Nachweise innerhalb von 37 Tagen nach Verof-
fentlichung dieser Bekanntmachung im Amitsblatt der Europdischen Union bei der Kommission eingehen.
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5.5.  Maoglichkeit der Anhérung durch die untersuchenden Kommissionsdienststellen

Jede interessierte Partei kann eine Anhorung durch die untersuchenden Kommissionsdienststellen beantragen. Der
Antrag ist schriftlich zu stellen und zu begriinden. Betrifft die Anhorung Fragen, die sich auf die Anfangsphase
der Untersuchung beziehen, so muss der Antrag binnen 15 Tagen nach Veroffentlichung dieser Bekanntmachung
im Amtsblatt der Europdischen Union gestellt werden. Danach ist eine Anhorung innerhalb der Fristen zu bean-
tragen, welche die Kommission in ihrem Schriftwechsel mit den Parteien jeweils festlegt.

5.6.  Schriftliche Beitrige, Riicksendung ausgefiillter Fragebogen und Schriftwechsel

Alle von interessierten Parteien {ibermittelten schriftlichen Beitrdge, die vertraulich behandelt werden sollen,
darunter auch die in dieser Bekanntmachung angeforderten Informationen, die ausgefiillten Fragebogen und sons-
tige Schreiben, miissen den Vermerk ,Limited (zur eingeschrinkten Verwendung) (!) tragen.

Interessierte Parteien, die Informationen mit dem Vermerk ,Limited iibermitteln, miissen nach Artikel 19 Absatz
2 der Grundverordnung eine nichtvertrauliche Zusammenfassung vorlegen, die den Vermerk ,For inspection by
interested parties“ (zur Einsichtnahme durch interessierte Parteien) trigt. Diese Zusammenfassung muss so
ausfihrlich sein, dass sie ein angemessenes Verstindnis des wesentlichen Inhalts der vertraulichen Informationen
ermoglicht. Legt eine interessierte Partei, die vertrauliche Informationen iibermittelt, hierzu keine nichtvertrauliche
Zusammenfassung im vorgeschriebenen Format und in der vorgeschriebenen Qualitit vor, konnen diese vertrauli-
chen Informationen unberiicksichtigt bleiben.

Interessierte Parteien werden gebeten, alle Beitrige und Antrige, darunter auch gescannte Vollmachten und
Bescheinigungen, per E-Mail zu iibermitteln; ausgenommen sind umfangreiche Antworten, die auf CD-ROM oder
DVD personlich abzugeben oder per Einschreiben zu tbermitteln sind. Antworten die interessierten Parteien per
E-Mail, erkliren sie sich mit den Regeln fiir die elektronische Ubermittlung von Unterlagen im Papier zur
,CORRESPONDENCE WITH THE EUROPEAN COMMISSION IN TRADE DEFENCE CASES“ einverstanden, das auf
der Website der Generaldirektion Handel veroffentlicht ist: http://trade.ec.europa.eu/doclib/docs/2011 [june/
tradoc_148003.pdf. Die interessierten Parteien miissen ihren Namen sowie ihre Anschrift, Telefonnummer und
giilltige E-Mail-Adresse angeben und sicherstellen, dass es sich dabei um ein funktionierendes offizielles
E-Mail-Konto des Unternehmens handelt, das tiglich eingesehen wird. Hat die Kommission die Kontaktdaten
erhalten, kommuniziert sie ausschlieflich per E-Mail mit den interessierten Parteien, es sei denn, diese wiinschen
ausdriicklich, alle Unterlagen von der Kommission auf einem anderen Kommunikationsweg zu erhalten, oder die
Art der Unterlage macht den Versand per Einschreiben erforderlich. Weitere Regeln und Informationen beziiglich
des Schriftverkehrs mit der Kommission, einschlieSlich der Grundsitze fir die Einreichung von Unterlagen per E-
Mail, kénnen den oben genannten Kommunikationsanweisungen fiir interessierte Parteien entnommen werden.

Anschrift der Kommission:

Europiische Kommission
Generaldirektion Handel
Direktion H

Biiro: N105 08/020
1049 Briissel

BELGIEN

E-Mail:: TRADE-CANDLES-REVIEW-INJURY@EC.EUROPA.EU
TRADE-CANDLES-REVIEW-DUMPING@EC.EUROPA.EU

6. Mangelnde Bereitschaft zur Mitarbeit

Verweigert eine interessierte Partei den Zugang zu den erforderlichen Informationen oder erteilt sie diese nicht
fristgerecht oder behindert sie die Untersuchung erheblich, so kénnen nach Artikel 18 der Grundverordnung
positive oder negative Feststellungen auf der Grundlage verfiigbarer Informationen getroffen werden.

Wird festgestellt, dass eine interessierte Partei unwahre oder irrefithrende Informationen vorgelegt hat, so konnen
diese Informationen unberiicksichtigt bleiben; stattdessen konnen verfigbare Informationen zugrunde gelegt
werden.

Arbeitet eine interessierte Partei nicht oder nur eingeschrankt mit und stiitzen sich die Feststellungen daher nach
Artikel 18 der Grundverordnung auf verfiigbare Informationen, so kann dies zu einem Ergebnis fithren, das fiir
diese Partei ungiinstiger ist, als wenn sie mitgearbeitet hitte.

(") Eine Unterlage mit dem Vermerk ,Limited” gilt als vertraulich im Sinne des Artikels 19 der Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 des Rates
(ABL L 343 vom 22.12.2009, S. 51) und des Artikels 6 des WTO-Ubereinkommens zur Durchfithrung des Artikels VI des Allgemeinen
Zoll- und Handelsabkommens 1994 (Antidumping-Ubereinkommen). Sie ist ferner nach Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001
des Europiischen Parlaments und des Rates (ABL. L 145 vom 31.5.2001, S. 43) geschiitzt.


http://trade.ec.europa.eu/doclib/docs/2011/june/tradoc_148003.pdf
http://trade.ec.europa.eu/doclib/docs/2011/june/tradoc_148003.pdf
mailto:TRADE-CANDLES-REVIEW-INJURY@EC.EUROPA.EU
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Werden die Antworten nicht in elektronischer Form tibermittelt, so gilt dies nicht als mangelnde Bereitschaft zur
Mitarbeit, sofern die interessierte Partei darlegt, dass die Ubermittlung der Antwort in der gewiinschten Form die
interessierte Partei tiber Gebithr zusdtzlich belasten wiirde oder mit unangemessenen zusitzlichen Kosten
verbunden wire. Die interessierte Partei sollte die Kommission unverziiglich hiervon in Kenntnis setzen.

7. Anhorungsbeauftragter

Interessierte Parteien konnen sich an den Anhorungsbeauftragten der Generaldirektion Handel wenden. Er fungiert
als Schnittstelle zwischen den interessierten Parteien und den untersuchenden Kommissionsdienststellen. Er befasst
sich mit Antrigen auf Zugang zum Dossier, Streitigkeiten iiber die Vertraulichkeit von Unterlagen, Antrigen auf
Fristverlingerung und Antrdgen Dritter auf Anhoérung. Der Anhorungsbeauftragte kann die Anhorung einer
einzelnen interessierten Partei ansetzen und als Vermittler titig werden, um zu gewihrleisten, dass die interes-
sierten Parteien ihre Verteidigungsrechte umfassend wahrnehmen konnen.

Eine Anhorung durch den Anhorungsbeauftragten ist schriftlich zu beantragen und zu begriinden. Betrifft die
Anhorung Fragen, die sich auf die Anfangsphase der Untersuchung bezichen, so muss der Antrag binnen
15 Tagen nach Veroffentlichung dieser Bekanntmachung im Amitsblatt der Europdischen Union gestellt werden.
Danach ist eine Anhorung innerhalb der Fristen zu beantragen, welche die Kommission in ihrem Schriftwechsel
mit den Parteien jeweils festlegt.

Der Anhorungsbeauftragte bietet den Parteien auflerdem die Moglichkeit, bei einer Anhorung ihre unterschiedli-
chen Ansichten zu Fragen wie der Wahrscheinlichkeit eines Anhaltens oder erneuten Auftretens des Dumpings
und der Schidigung sowie zum Unionsinteresse vorzutragen und Gegenargumente vorzubringen.

Weiterfithrende Informationen und Kontaktdaten konnen interessierte Parteien den Webseiten des Anhorungs-
beauftragten ~ im  Internet-Auftritt  der  Generaldirektion =~ Handel  entnehmen:  http://ec.europa.cu/
commission_2010-2014/degucht/contact/hearing-officer/

8. Zeitplan fiir die Untersuchung

Nach Artikel 11 Absatz 5 der Grundverordnung wird die Untersuchung binnen 15 Monaten nach Veroffentli-
chung dieser Bekanntmachung im Amtsblatt der Europdischen Union abgeschlossen.

9. Méoglichkeit der Beantragung einer Uberpriifung nach Artikel 11 Absatz 3 der Grundverordnung

Bei dieser Auslaufiiberpriifung handelt es sich um eine Uberpriifung nach Artikel 11 Absatz 2 der Grundverord-
nung, deshalb werden die Untersuchungsergebnisse nicht etwa zu einer Anderung der geltenden Mafnahmen
fihren, sondern nach Artikel 11 Absatz 6 der Grundverordnung zur Aufhebung oder Aufrechterhaltung jener
Mafnahmen.

Ist nach Auffassung einer interessierten Partei zu tiberpriifen, ob die Mafnahmen geindert werden sollten, so
kann die Partei eine Uberpriifung nach Artikel 11 Absatz 3 der Grundverordnung beantragen.

Parteien, die eine solche, von der in dieser Bekanntmachung genannten Auslaufiiberpriifung getrennt durchzufiih-
rende Uberpriifung beantragen mochten, konnen unter der angegebenen Anschrift Kontakt mit der Kommission
aufnehmen.

10.  Verarbeitung personenbezogener Daten

Alle im Rahmen der Untersuchung erhobenen personenbezogenen Daten werden nach der Verordnung (EG)
Nr. 45/2001 des Europdischen Parlaments und des Rates zum Schutz natiirlicher Personen bei der Verarbeitung
personenbezogener Daten durch die Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft und zum freien Datenverkehr (1)
verarbeitet.

(') ABLL 8 vom 12.1.2001, S. 1.
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ANHANG 1

Limited version (') (zur eingeschrankten Verwendung)

Version for inspection by interested parties (zur
Einsichtnahme durch interessierte Parteien)

(Zutreffendes bitte ankreuzen)

AUSLAUFUBERPRUFUNG DER ANTIDUMPINGMASSNAHMEN GEGENUBER DEN EINFUHREN BESTIMMTER KERZEN
(LICHTE) UND DERGLEICHEN MIT URSPRUNG IN DER VOLKSREPUBLIK CHINA

INFORMATIONEN FUR DIE AUSWAHL DER STICHPROBE DER AUSFUHRENDEN HERSTELLER
IN DER VOLKSREPUBLIK CHINA

Dieses Formular soll ausfihrenden Herstellern in der Volksrepublik China dabei helfen, die unter Abschnitt 5.1.1 der
Einleitungsbekanntmachung angeforderten Informationen zur Stichprobenauswahl bereitzustellen.

Beide Fassungen, die ,Limited version” (zur eingeschrankten Verwendung) und die ,Version for inspection by interested parties”
(zur Einsichtnahme durch interessierte Parteien), sollten nach MaBgabe der Angaben in der Einleitungsbekanntmachung an die
Kommission zurliickgesandt werden.

1. NAME UND KONTAKTDATEN

Machen Sie bitte folgende Angaben zu Ihrem Unternehmen:

Name des Unternehmens
Anschrift

Kontaktperson

E-Mail-Adresse

Telefon

Fax

2. UMSATZ UND VERKAUFSMENGE

Bitte geben Sie den Umsatz (in der Buchfihrungswéahrung des Unternehmens) an, der im Zeitraum vom 1. April 2013 bis zum
31. Mérz 2014 mit Verkaufen (Ausfuhrverkaufe in die Union — getrennt fir jeden der 28 Mitgliedstaaten (?) und als Gesamtwert — und
Inlandsverkaufe sowie Ausfuhrverkaufe in Nicht-EU-Mitgliedstaaten, und zwar getrennt fir die einzelnen Lander und als Gesamtwert)
von bestimmten Kerzen (Lichten) und dergleichen im Sinne der Einleitungsbekanntmachung erzielt wurde, ferner das entsprechende
Gewicht beziehungsweise die entsprechende Verkaufsmenge. Geben Sie die verwendete Gewichts- beziehungsweise Mengeneinheit
und die verwendete Wahrung an.

Wert (in Buchfiihrungswéhrung)
TONNEN Bitte die verwendete Wahrung
angeben

Ausfuhrverkaufe der von lhrem Unternehmen Insgesamt:
hergestellten zu tiberpriifenden Ware in die
Union (getrennt firr jeden der 28 Mitgliedstaaten | Mitgliedstaaten bitte
und als Gesamtwert) einzeln angeben (3):

Inlandsverkaufe der von lhrem Unternehmen
hergestellten zu Giberprifenden Ware

Ausfuhrverkaufe der von lhrem Unternehmen Insgesamt:
hergestellten zu Uberprifenden Ware in

Nicht-EU-Mitgliedstaaten (getrennt und als Lander bitte einzeln
Gesamtwert) angeben (%):

(") Diese Unterlage ist nur fir den internen Gebrauch bestimmt. Sie ist nach Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des Européischen Parlaments
und des Rates (ABI. L 145 vom 31.5.2001, S. 43) geschitzt. Nach Artikel 19 der Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 des Rates (ABI. L 343 vom
22.12.2009, S. 51) und Artikel 6 des WTO-Ubereinkommens zur Durchfiihrung des Artikels VI des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens 1994
(Antidumping-Ubereinkommen) wird sie vertraulich behandelt.

(%) Die 28 Mitgliedstaaten der Europdischen Union sind: Belgien, Bulgarien, die Tschechische Republik, Danemark, Deutschland, Estland, Kroatien,
Irland, Griechenland, Spanien, Frankreich, Italien, Zypern, Lettland, Litauen, Luxemburg, Ungarn, Malta, die Niederlande, Osterreich, Polen,
Portugal, Rumanien, Slowenien, die Slowakei, Finnland, Schweden und das Vereinigte Kénigreich.

(®) Fugen Sie bei Bedarf zusatzliche Zeilen ein.

(*) Flgen Sie bei Bedarf zusétzliche Zeilen ein.
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3. GESCHAFTSTATIGKEITEN IHRES UNTERNEHMENS UND DER VERBUNDENEN UNTERNEHMEN (%)

Bitte machen Sie Angaben zu den genauen Geschéftstatigkeiten des Unternehmens und aller verbundenen Unternehmen (bitte
auflisten und Art der Verbindung mit Ihrem Unternehmen angeben), die an Herstellung und/oder Verkauf (im Inland und/oder zur
Ausfuhr) der zu Uberpriifenden Ware beteiligt sind. Zu diesen Tétigkeiten kdnnten unter anderem der Einkauf der zu (iberprifenden
Ware oder ihre Herstellung im Rahmen von Unterauftragsvereinbarungen, die Verarbeitung der zu Uberprifenden Ware oder der
Handel mit ihr gehéren.

Name und Standort des Unternehmens Geschaftstatigkeiten Art der Verbindung

4. SONSTIGE ANGABEN

Machen Sie bitte sonstige sachdienliche Angaben, die der Kommission aus der Sicht Ihres Unternehmens bei der Stichprobenbildung
von Nutzen sein kénnten.

5. ERKLARUNG

Mit der Ubermittiung der genannten Angaben erklart sich das Unternehmen mit seiner etwaigen Einbeziehung in die Stichprobe
einverstanden. Wird das Unternehmen in die Stichprobe einbezogen, muss es einen Fragebogen ausflillen und einem Besuch in
seinen Betriebsstatten zustimmen, welcher der Uberpriifung seiner Angaben dient. Verweigert ein Unternehmen die Einbeziehung
in die Stichprobe, wird es bei dieser Untersuchung als nicht mitarbeitendes Unternehmen gefiihrt. Die Kommission trifft die
Feststellungen in Bezug auf nicht mitarbeitende ausfihrende Hersteller auf der Grundlage der verfligbaren Informationen; dies kann
zu einem Ergebnis flihren, das flir das betreffende Unternehmen unglnstiger ist, als wenn es mitgearbeitet hétte.

Unterschrift des/der Bevollmachtigten:
Name und Funktion des/der Bevollmachtigten:

Datum:

(°) Nach Artikel 143 der Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 der Kommission mit Durchflihrungsvorschriften zum Zollkodex der Gemeinschaften gelten
Personen nur dann als verbunden, wenn: a) sie der Leitung des Geschaftsbetriebs der jeweils anderen Person angehdren; b) sie Teilhaber oder
Gesellschafter von Personengesellschaften sind; c) sie sich in einem Arbeitgeber-Arbeitnehmerverhéltnis zueinander befinden; d) eine beliebige
Person unmittelbar oder mittelbar 5 % oder mehr der im Umlauf befindlichen stimmberechtigten Anteile oder Aktien beider Personen besitzt,
kontrolliert oder innehat; e) eine von ihnen unmittelbar oder mittelbar die andere kontrolliert; f) beide unmittelbar oder mittelbar von einer dritten
Person kontrolliert werden; g) sie zusammen unmittelbar oder mittelbar eine dritte Person kontrollieren oder h) sie Mitglieder derselben Familie sind.
Personen werden nur dann als Mitglieder derselben Familie angesehen, wenn sie in einem der folgenden Verwandtschaftsverhéltnisse zueinander
stehen: i) Ehegatten, ii) Eltern und Kind, iii) Geschwister (auch Halbgeschwister), iv) GroBeltern und Enkel, v) Onkel oder Tante und Neffe oder
Nichte, vi) Schwiegereltern und Schwiegersohn oder Schwiegertochter, vii) Schwager und Schwégerinnen (ABI. L 253 vom 11.10.1993, S. 1). In
diesem Zusammenhang ist mit ,Person* jede naturliche oder juristische Person gemeint.
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ANHANG 11

Limited version (6) (zur eingeschrankten Verwendung)

Version for inspection by interested parties (zur
Einsichtnahme durch interessierte Parteien)

(Zutreffendes bitte ankreuzen)

AUSLAUFUBERPRUFUNG DER ANTIDUMPINGMASSNAHMEN GEGENUBER DEN EINFUHREN BESTIMMTER KERZEN
(LICHTE) UND DERGLEICHEN MIT URSPRUNG IN DER VOLKSREPUBLIK CHINA

INFORMATIONEN FUR DIE AUSWAHL DER STICHPROBE DER UNABHANGIGEN EINFUHRER

Dieses Formular soll unabhangigen Einflihrern dabei helfen, die unter Abschnitt 5.1.3 der Einleitungsbekanntmachung angeforderten
Informationen zur Stichprobenauswahl bereitzustellen.

Beide Fassungen, die ,Limited version” (zur eingeschrankten Verwendung) und die ,Version for inspection by interested parties”
(zur Einsichtnahme durch interessierte Parteien), sollten nach MaBgabe der Angaben in der Einleitungsbekanntmachung an die
Kommission zuriickgesandt werden.

1. NAME UND KONTAKTDATEN

Machen Sie bitte folgende Angaben zu Ihrem Unternehmen:

Name des Unternehmens

Anschrift

Kontaktperson

E-Mail-Adresse

Telefon

Fax

2. UMSATZ UND VERKAUFSMENGE

Bitte geben Sie den Gesamtumsatz des Unternehmens in Euro (€) an sowie den Umsatz mit den Einfuhren bestimmter in der
Einleitungsbekanntmachung definierter Kerzen (Lichte) und dergleichen in die Union (7) und den entsprechenden Weiterverkaufen
auf dem Unionsmarkt nach der Einfuhr aus der Volksrepublik China, den das Unternehmen im Zeitraum vom 1. April 2013 bis zum
31. Marz 2014 erzielt hat, ferner das entsprechende Gewicht bzw. die entsprechende Menge. Geben Sie bitte die verwendete
Gewichts- beziehungsweise Mengeneinheit an.

TONNEN Wert in Euro (€)

Gesamtumsatz Ihres Unternehmens in Euro (€)

Einfuhren der zu tberprifenden Ware in die Union

Weiterverkaufe der zu tberprifenden Ware auf dem
Unionsmarkt nach der Einfuhr aus der Volksrepublik
China

(°) Diese Unterlage ist nur fir den internen Gebrauch bestimmt. Sie ist nach Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des Européischen Parlaments
und des Rates (ABI. L 145 vom 31.5.2001, S. 43) geschiitzt. Nach Artikel 19 der Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 des Rates (ABI. L 343 vom
22.12.2009, S. 51) und Artikel 6 des WTO-Ubereinkommens zur Durchfilhrung des Artikels VI des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens 1994
(Antidumping-Ubereinkommen) wird sie vertraulich behandelt.

(") Die 28 Mitgliedstaaten der Europaischen Union sind: Belgien, Bulgarien, die Tschechische Republik, Ddnemark, Deutschland, Estland, Kroatien,
Irland, Griechenland, Spanien, Frankreich, Italien, Zypern, Lettland, Litauen, Luxemburg, Ungarn, Malta, die Niederlande, Osterreich, Polen,
Portugal, Ruménien, Slowenien, die Slowakei, Finnland, Schweden und das Vereinigte Kénigreich.
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3. GESCHAFTSTATIGKEITEN IHRES UNTERNEHMENS UND DER VERBUNDENEN UNTERNEHMEN (?)

Bitte machen Sie Angaben zu den genauen Geschéftstatigkeiten des Unternehmens und aller verbundenen Unternehmen (bitte
auflisten und Art der Verbindung mit Ihrem Unternehmen angeben), die an Herstellung und/oder Verkauf (im Inland und/oder zur
Ausfuhr) der zu Uberprifenden Ware beteiligt sind. Zu diesen Tatigkeiten kénnten unter anderem der Einkauf der zu Gberprufenden
Ware oder ihre Herstellung im Rahmen von Unterauftragsvereinbarungen, die Verarbeitung der zu Gberprifenden Ware oder der
Handel mit ihr gehéren.

Name und Standort des Unternehmens Geschaftstatigkeiten Art der Verbindung

4. SONSTIGE ANGABEN

Machen Sie bitte sonstige sachdienliche Angaben, die der Kommission aus der Sicht Ihres Unternehmens bei der Stichprobenbildung
von Nutzen sein kénnten.

5. ERKLARUNG

Mit der Ubermittiung der genannten Angaben erklart sich das Unternehmen mit seiner etwaigen Einbeziehung in die Stichprobe
einverstanden. Wird das Unternehmen in die Stichprobe einbezogen, muss es einen Fragebogen ausfiillen und einem Besuch in
seinen Betriebsstatten zustimmen, welcher der Uberpriifung seiner Angaben dient. Verweigert ein Unternehmen die Einbeziehung
in die Stichprobe, wird es bei dieser Untersuchung als nicht mitarbeitendes Unternehmen geflihrt. Die Kommission trifft die
Feststellungen in Bezug auf nicht mitarbeitende Einfuhrer auf der Grundlage der verfligbaren Informationen; dies kann zu einem
Ergebnis fiihren, das fir das betreffende Unternehmen unglinstiger ist, als wenn es mitgearbeitet hatte.

Unterschrift des/der Bevollmachtigten:
Name und Funktion des/der Bevollmachtigten:

Datum:

(®) Nach Artikel 143 der Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 der Kommission mit Durchflihrungsvorschriften zum Zollkodex der Gemeinschaften gelten
Personen nur dann als verbunden, wenn: a) sie der Leitung des Geschaftsbetriebs der jeweils anderen Person angehdren; b) sie Teilhaber oder
Gesellschafter von Personengesellschaften sind; c) sie sich in einem Arbeitgeber-Arbeitnehmerverhéltnis zueinander befinden; d) eine beliebige
Person unmittelbar oder mittelbar 5 % oder mehr der im Umlauf befindlichen stimmberechtigten Anteile oder Aktien beider Personen besitzt,
kontrolliert oder innehat; e) eine von ihnen unmittelbar oder mittelbar die andere kontrolliert; f) beide unmittelbar oder mittelbar von einer dritten
Person kontrolliert werden; g) sie zusammen unmittelbar oder mittelbar eine dritte Person kontrollieren oder h) sie Mitglieder derselben Familie sind.
Personen werden nur dann als Mitglieder derselben Familie angesehen, wenn sie in einem der folgenden Verwandtschaftsverhéltnisse zueinander
stehen: i) Ehegatten, ii) Eltern und Kind, iii) Geschwister (auch Halbgeschwister), iv) GroBeltern und Enkel, v) Onkel oder Tante und Neffe oder
Nichte, vi) Schwiegereltern und Schwiegersohn oder Schwiegertochter, vii) Schwager und Schwégerinnen (ABI. L 253 vom 11.10.1993, S. 1). In
diesem Zusammenhang ist mit ,,Person“ jede naturliche oder juristische Person gemeint.
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VERFAHREN BEZUGLICH DER DURCHFUHRUNG DER
WETTBEWERBSPOLITIK

EUROPAISCHE KOMMISSION

Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses
(Sache M.7235 — SPC/Cargill/Golden Compound JV)
Fiir das vereinfachte Verfahren in Frage kommender Fall
(Text von Bedeutung fiir den EWR)

(2014/C 144/06)

1. Am 2. Mai 2014 ist die Anmeldung eines Zusammenschlusses nach Artikel 4 der Verordnung (EG)
Nr. 139/2004 des Rates(") bei der Kommission eingegangen. Danach ist Folgendes beabsichtigt: Das Unter-
nehmen SPC Sunflower Plastic Compound GmbH (,SPC“ Deutschland), das von der U.S. Ukraine Support GmbH
und der Ulrich und Elke Meyer Invest GmbH (beide Deutschland) kontrolliert wird, und das Unternehmen
Cargill GmbH (,Cargill”, Deutschland), das von der Unternehmensgruppe Cargill Incorporated (USA) kontrolliert
wird, erwerben im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b der Fusionskontrollverordnung die gemeinsame
Kontrolle iiber das Unternehmen Golden Compound GmbH (,GC“, Deutschland) durch Erwerb von Anteilen an
einem neugegriindeten Gemeinschaftsunternehmen.

2. Die beteiligten Unternechmen sind in folgenden Geschiftsbereichen titig:

— SPC: Entwicklung, Vermarktung und Verwendung von Prozessen und Technologien fiir die Herstellung von
Biowerkstoffen,

— Cargill: Herstellung und Lieferung von Produkten sowie Erbringung von Dienstleistungen in den Bereichen
Nahrungsmittel, Landwirtschaft, Finanzen und in der technischen Industrie,

— GC: Herstellung eines Kompositkunststoffes aus Kunststoffgranulaten und Schalen von Sonnenblumenkernen
sowie Forschung zur Weiterentwicklung des Herstellungsprozesses.

3. Die Kommission hat nach vorldufiger Priifung festgestellt, dass das angemeldete Rechtsgeschift unter die
Fusionskontrollverordnung fallen kénnte. Die endgiiltige Entscheidung zu diesem Punkt behilt sie sich vor.
Dieser Fall kommt fur das vereinfachte Verfahren im Sinne der Bekanntmachung der Kommission iiber ein
vereinfachtes Verfahren fir bestimmte Zusammenschliisse gemifl der Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des Rates (3
in Frage.

4. Alle betroffenen Dritten konnen bei der Kommission zu diesem Vorhaben Stellung nehmen.

Die Stellungnahmen miissen bei der Kommission spitestens 10 Tage nach dieser Veroffentlichung eingehen. Sie
konnen der Kommission unter Angabe des Aktenzeichens M.7235 — SPC/Cargill/Golden Compound JV per
Fax (+32 22964301), per E-Mail (COMP-MERGER-REGISTRY@ec.europa.eu) oder per Post an folgende Anschrift
tbermittelt werden:

Europiische Kommission
Generaldirektion Wettbewerb
Registratur Fusionskontrolle
1049 Bruxelles/Brussel
BELGIQUE/BELGIE

(") ABLL 24 vom 29.1.2004, S. 1 (,Fusionskontrollverordnung®).
(3 ABL C 366 vom 14.12.2013, S. 5.
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Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses
(Sache M.7225 — Allianz/Rei Investment/Fiumaranuova)
Fiir das vereinfachte Verfahren in Frage kommender Fall

(Text von Bedeutung fiir den EWR)
(2014/C 144/07)

1. Am 2. Mai 2014 ist die Anmeldung eines Zusammenschlusses nach Artikel 4 der Verordnung (EG)
Nr. 139/2004 des Rates(!) bei der Europdischen Kommission eingegangen. Danach ist Folgendes beabsichtigt:
Das Unternechmen Rei Investment I B.V. (Niederlande), das der ING Groep N.V. (,ING“, Niederlande) angehort,
und die Allianz S.p.A. (Italien), die letztlich von der Allianz SE (,Allianz“, Deutschland) kontrolliert wird,
erwerben im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 Buchstabe b der Fusionskontrollverordnung durch Erwerb von
Anteilen die gemeinsame Kontrolle iiber das Unternchmen Fiumaranuova S.rl. (,Fiumaranuova®, Italien).

2. Die beteiligten Unternchmen sind in folgenden Geschiftsbereichen titig:

— ING ist ein international aufgestelltes Finanzunternehmen, das Bankdienstleistungen sowie Dienstleistungen in
den Bereichen Investment, Versicherungen und Altersvorsorge erbringt;

— Allianz ist ein Finanzdienstleistungskonzern, der weltweit in den Bereichen Versicherungen und
Vermogensverwaltung tatig ist;

— Fiumaranuova ist Eigentiimer des Einkaufszentrums ,Centro Commerciale Fiumara“ sowie des damit verbun-
denen Unterhaltungszentrums ,Centro Divertimenti Fiumara®“; beide Zentren befinden sich in Genua (Ligurien,
Italien).

3. Die Europidische Kommission hat nach vorldufiger Priffung festgestellt, dass das angemeldete Rechtsgeschift
unter die Fusionskontrollverordnung fallen konnte. Die endgiiltige Entscheidung zu diesem Punkt behilt sie sich
vor. Dieser Fall kommt fiir das vereinfachte Verfahren im Sinne der Bekanntmachung der Kommission iiber ein
vereinfachtes Verfahren fiir bestimmte Zusammenschliisse gemifl der Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des Rates ()
in Frage.

4. Alle betroffenen Dritten konnen bei der Europdischen Kommission zu diesem Vorhaben Stellung nehmen.

Die Stellungnahmen miissen bei der Europidischen Kommission spitestens 10 Tage nach dieser Veroffentlichung
eingehen. Sie konnen der Europdischen Kommission unter Angabe des Aktenzeichens M.7225 — Allianz/Rei
Investment/Fiumaranuova per Fax (+32 229-64301), per E-Mail (COMP-MERGER-REGISTRY®ec.europa.eu) oder
per Post an folgende Anschrift tibermittelt werden:

Europdische Kommission
Generaldirektion Wettbewerb
Registratur Fusionskontrolle
1049 Bruxelles/Brussel
BELGIQUE/BELGIE.

(") ABLL 24 vom 29.1.2004, S. 1 (,Fusionskontrollverordnung®).
(3 ABL C 366 vom 14.12.2013, S. 5 (,Bekanntmachung iiber ein vereinfachtes Verfahren®).
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Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses
(Sache M.7248 — Cinven/Skandia)
Fiir das vereinfachte Verfahren in Frage kommender Fall
(Text von Bedeutung fiir den EWR)
(2014/C 144/08)

1. Am 2. Mai 2014 ist die Anmeldung eines Zusammenschlusses nach Artikel 4 der Verordnung
(EG) Nr. 139/2004 des Rates (') bei der Europidischen Kommission eingegangen. Danach ist Folgendes beabsich-
tigt: Die Heidelberg Leben Holding AG (Deutschland), die von Cinven Capital Management (V) General Partner
Limited (,Cinven“, Guernsey) kontrolliert wird, erwirbt im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 Buchstabe b der
Fusionskontrollverordnung durch Erwerb von Anteilen die alleinige Kontrolle {iber die Gesamtheit der Unter-
nehmen Skandia Lebensversicherung AG (Deutschland), Skandia Versicherung Management & Service GmbH
(Deutschland), Skandia Portfolio Management GmbH (Deutschland), Skandia Pension Consulting GmbH
(Deutschland) und Skandia Austria Holding AG (Osterreich); diese fiinf Zielunternehmen werden insgesamt als
,Skandia“ bezeichnet.

2. Die beteiligten Unternchmen sind in folgenden Geschiftsbereichen titig:

— Cinven: Kapitalbeteiligungsgesellschaft, die Vermogensverwaltungsdienste fiir eine Reihe von Investmentfonds
erbringt

— Skandia:  Anbieter von Lebensversicherungen, insbesondere fondsgebundene Lebensversicherungen in
Deutschland und Osterreich.

3. Die Europdische Kommission hat nach vorldufiger Priifung festgestellt, dass das angemeldete Rechtsgeschift
unter die Fusionskontrollverordnung fallen konnte. Die endgiiltige Entscheidung zu diesem Punkt behilt sie sich
vor. Dieser Fall kommt fiir das vereinfachte Verfahren im Sinne der Bekanntmachung der Kommission iiber ein
vereinfachtes Verfahren fiir bestimmte Zusammenschliisse gemifl der Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des Rates ()
in Frage.

4. Alle betroffenen Dritten konnen bei der Europiischen Kommission zu diesem Vorhaben Stellung nehmen.

Die Stellungnahmen miissen bei der Europidischen Kommission spitestens 10 Tage nach dieser Veroffentlichung
eingehen. Sie konnen der Europdischen Kommission unter Angabe des Aktenzeichens M.7248 — Cinven/Skandia
per Fax (+32 22964301), per E-Mail (COMP-MERGER-REGISTRY@ec.curopa.eu) oder per Post an folgende
Anschrift ibermittelt werden:

Europdische Kommission
Generaldirektion Wettbewerb
Registratur Fusionskontrolle
1049 Bruxelles/Brussel
BELGIQUE/BELGIE.

(") ABLL 24 vom 29.1.2004, S. 1 (,Fusionskontrollverordnung®).
(3 ABL C 366 vom 14.12.2013, S. 5.


mailto:COMP-MERGER-REGISTRY@ec.europa.eu










ISSN 1977-088X (elektronische Ausgabe)
ISSN 1725-2407 (Papierausgabe)

Amt fir Veroffentlichungen der Européischen Union
2985 Luxemburg
LUXEMBURG




	Inhalt
	Keine Einwände gegen einen angemeldeten Zusammenschluss (Sache M.7170 — Discovery Communications/Eurosport) (Text von Bedeutung für den EWR) (2014/C 144/01)
	Empfehlung für eine Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2532/98 über das Recht der Europäischen Zentralbank, Sanktionen zu verhängen (EZB/2014/19) (Vorgelegt von der Europäischen Zentralbank) (2014/C 144/02)
	Euro-Wechselkurs 13. Mai 2014 (2014/C 144/03)
	Beschluss der Kommission vom 13. Mai 2014 zur Ernennung von Mitgliedern und stellvertretenden Mitgliedern des Pädiatrieausschusses, die die medizinischen Berufsgruppen und die Patientenverbände vertreten (Text von Bedeutung für den EWR) (2014/C 144/04)
	Bekanntmachung der Einleitung einer Überprüfung wegen des bevorstehenden Außerkrafttretens der Antidumpingmaßnahmen gegenüber den Einfuhren bestimmter Kerzen (Lichte) und dergleichen mit Ursprung in der Volksrepublik China (2014/C 144/05)
	Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses (Sache M.7235 — SPC/Cargill/Golden Compound JV) — Für das vereinfachte Verfahren in Frage kommender Fall (Text von Bedeutung für den EWR) (2014/C 144/06)
	Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses (Sache M.7225 — Allianz/Rei Investment/Fiumaranuova) — Für das vereinfachte Verfahren in Frage kommender Fall (Text von Bedeutung für den EWR) (2014/C 144/07)
	Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses (Sache M.7248 — Cinven/Skandia) — Für das vereinfachte Verfahren in Frage kommender Fall (Text von Bedeutung für den EWR) (2014/C 144/08)

